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Vorwort

Die Idee zu diesem Forschungsbericht ist aus dem Projekt D.Rad – De-Radica-
lisation in Europe and Beyond: Detect, Resolve, Re-integrate1 entstanden. Das Projekt 
wurde im Rahmen der EU-Forschungsförderung Horizon 2020 finanziert und von 
Dezember 2020 bis April 2024 am Institut für Stadt- und Regionalforschung (ISR) der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) durchgeführt (D.Rad o. J.). 
Dabei war das ISR Teil eines großen internationalen Konsortiums mit Partner*innen aus 
15 Ländern inner- und außerhalb Europas unter der Leitung der Glasgow Caledonian 
University.2 D.Rad widmete sich den Überthemen Radikalisierung, Deradikalisierung 
und gesellschaftliche Polarisierung. Der öffentliche Raum wird in der (De-)Radikali-
sierungsforschung als ein wichtiger Ort und Rahmen für die Aushandlung von Zuge-
hörigkeiten angesehen. Neben Schulen, dem Arbeitsumfeld und Medien ist der öffent-
liche Raum ein wichtiger Baustein des Netzes der sogenannten primären Prävention, die 
dazu dienen soll, Radikalisierungsprozessen entgegenzuwirken sowie das demokrati-
sche Miteinander, die soziale Kohäsion und die gemeinschaftliche Resilienz zu fördern. 
Diese Art von Maßnahmen ist oftmals implizit, das heißt, sie zielen nicht auf einzelne 
Personen und Gruppen ab, die Gefahr laufen, sich zu radikalisieren, sondern auf die 
Gesellschaft als Ganzes.

In diesem Forschungsbericht legen wir den Fokus auf den öffentlichen Raum als 
einen Ort, an dem gesellschaftliches Zusammenleben ausgehandelt wird und soziale 
Interaktionen stattfinden. Öffentliche Räume dienen nicht nur als physische Treffpunkte, 
sondern auch als Arenen, in denen kulturelle Normen, Identitäten und soziale Hierar-
chien verhandelt werden. Die Gestaltung und die Nutzung dieser Räume beeinflussen, 
wer Zugang hat, wer sich sichtbar oder unsichtbar fühlt und welche Formen des Zusam-
menlebens möglich sind. Wir sehen öffentliche Räume dabei als Produkt von Konflikten 
um Verteilung, Teilhabe und Zugang – in der Praxis kann die Anwesenheit einer Gruppe 
zur Verdrängung anderer führen.

1	 D.Rad – Deradicalisation in Europe and Beyond: Detect, Resolve, Re-integrate  
	 <https://cordis.europa.eu/project/id/959198> (letzter Zugriff 9. 10. 2025).
2	 Die teilnehmenden Länder und Institutionen waren: Bosnien und Herzegowina (PRONI 

Center for Youth Development), Deutschland (Free University of Berlin), England (Brunel 
University of London und University of Sheffield), Finnland (University of Helsinki), Frank-
reich (American University of Paris), Georgien (Georgian Institute of Politics), Israel (Ben-
Gurion University), Italien (Eurac Research und University of Florence), Kosovo (Kosovar 
Centre for Security Studies), Polen (Jan Długosz University), Schottland (Glasgow Cale-
donian University), Serbien (Centre for Comparative Conflict Studies), Slowenien (Zavod 
APIS) und die Türkei (Istanbul Bilgi University).
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Wien als schnell wachsende und vielfältige Stadt ist ein gutes „Forschungsobjekt“ 
dafür, wie eine Metropole mit aktuellen Herausforderungen umgeht. Dazu gehören etwa 
die Auswirkungen der Pandemie, Inflation und Armut, steigende Wohnungspreise, der 
Klimawandel sowie die Folgen globaler Konflikte. Diese Herausforderungen wirken 
sich sowohl auf gesamtstädtischer als auch auf lokaler Ebene in der Nachbarschaft 
aus und bieten wertvolle Einblicke in die Anpassungsfähigkeit und die Lösungsstrate-
gien städtischer Systeme und ihrer Bewohner*innen. Basierend auf dem umfassenden 
empirischen Material haben wir uns für diesen ISR-Forschungsbericht vor allem auf 
die Themen Inklusion, Exklusion, Verdrängung und Verhandlung von (Un-)Sicher-
heiten fokussiert. Dabei geht es um die Frage, wie Ein- und Ausschlüsse im Stadtraum 
erfolgen, welche Konstruktionen von Sicherheit und Unsicherheit präsent sind und wie 
diese Nutzer*innen in öffentlichen Räumen beeinflussen. Anknüpfend an die Frage-
stellungen des Projekts D.Rad standen insbesondere die Perspektiven und Bedürfnisse 
junger Nutzer*innen im Vordergrund.

Wir möchten diese Gelegenheit nutzen, um allen unseren Interviewpartner*innen 
und den Teilnehmenden im Forschungsprozess zu danken, die uns wertvolle Einblicke in 
ihre Arbeits- beziehungsweise Lebenswelten gegeben haben. Darüber hinaus gilt unser 
Dank Emilia Palonen und Kanerva Kuokkanen von der Universität Helsinki, mit denen 
wir die empirischen Schritte entwickelt haben. Außerdem danken wir Helena Segarra 
und Robert Musil für die aufmerksame Lektüre und die hilfreichen Kommentare.

Wien, im März 2026	        Josefa Stiegler, Miriam Haselbacher und Ursula Reeger
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1	 Einleitung

Der öffentliche Raum in Wien ist aktuell einem zunehmenden Nutzungsdruck 
ausgesetzt – die Stadt ist laut Statistik Austria von 2012 bis 2025 um etwa 300.000 
Bewohner*innen gewachsen.3 Da immer mehr Menschen die bereits vorhandene städti-
sche Infrastruktur nutzen, braucht es nicht nur mehr Schulplätze, mehr Wohnraum und 
zusätzliche Verkehrswege, sondern auch immer mehr Grünflächen zur Erholung. Der 
öffentliche Raum ist in Städten ein zentrales Gut, das wesentlich für das Funktionieren 
des städtischen Lebens ist und das soziale Miteinander in urbanen Räumen prägt. Per 
definitionem sollten öffentliche Räume für alle Personen in der Stadt zugänglich sein, 
allerdings gibt es in der Praxis vielschichtige Mechanismen, die ihre Nutzung und das 
Nutzungsverhalten normieren. Verschiedene Entwicklungen, wie etwa Privatisierung, 
urbane Segregation, Kommerzialisierung und Versicherheitlichung, schränken den 
Zugang zu öffentlichen Räumen immer mehr ein. Die zunehmende Regulierung und 
Kontrolle des öffentlichen Raums schließt bestimmte Gruppen aus oder knüpft ihren 
Zugang an bestimmte Kriterien, wie zum Beispiel individuelle finanzielle Ressourcen. 
Neben tatsächlichen Ausschlüssen kommt es dadurch auch zu einer Wahrnehmung von 
öffentlichen Plätzen als nicht zugänglich. Hinzu kommt, dass manche Bevölkerungs-
gruppen stärker auf öffentliche Räume angewiesen sind als andere. Dazu zählen vor 
allem Personen, die weniger mobil sind, darunter Kinder, Jugendliche, Behinderte und 
ältere Personen, aber auch einkommensschwache und arme Personen sowie Wohnungs- 
und Obdachlose, die weniger Rückzugsmöglichkeiten zur Verfügung haben. Davon 
betroffen sind oftmals auch Migrant*innen und Jugendliche, die im öffentlichen Raum 
mit Vorurteilen und sozialer Ausgrenzung konfrontiert sind und deren Präsenz häufig 
problematisiert wird. Der Zugang zu städtischen Räumen und die Kontrolle über deren 
Nutzung müssen daher in einem größeren Zusammenhang mit Fragen der sozialen 
Gerechtigkeit und der demokratischen und sozialen Teilhabe diskutiert werden.

Die Zielsetzung dieses Forschungsberichts ist, zu diskutieren, was es bedeutet, 
wenn öffentlicher Raum ein knappes Gut ist, und dabei verschiedene Perspektiven zu 
beleuchten. Unsere empirische Vorgehensweise umfasst Expert*inneninterviews und 
interaktive Workshops mit Stakeholder*innen, die im oder zum öffentlichen Raum 
arbeiten, sowie mit Jugendlichen. Letztere werden äußerst selten gehört, wenn es um 
ihre Wünsche, Bedürfnisse und Unsicherheiten bezüglich des öffentlichen Raums geht. 
Es war uns deshalb wichtig, ihren Erfahrungen Raum zu geben. In den empirischen 

3	 Bevölkerungsstand Stadt Wien <https://www.wien.gv.at/statistik/bevoelkerungsstand> 
(letzter Zugriff 9. 10. 2025).
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Kapiteln legen wir basierend auf Zitaten aus unseren qualitativen Daten zwei Konflikt-
linien dar: 1) unterschiedliche Nutzungsbedürfnisse und damit einhergehende Konflikt-
linien und 2) die Verhandlung von Angst und urbanen (Un-)Sicherheiten.

Unsere Analyse gibt Einblick in aktuelle Aushandlungsprozesse in der Stadt und 
beleuchtet Spannungsfelder rund um Zugänge zu und Ausschlüsse von öffentlichen 
Räumen sowie gesellschaftliche Teilhabe. Dabei wird deutlich, dass einige Nutzungs-
bedürfnisse miteinander in Konflikt stehen und nicht gleichzeitig erfüllt werden können. 
So widerspricht beispielsweise das Bedürfnis nach Ruhe dem Bedürfnis, einen Aufent-
haltsort zum Spielen, Feiern oder Treffen mit Freund*innen zu haben. Der Wunsch nach 
einem ungestörten Rückzugsort wiederum widerspricht dem Bedürfnis nach einem 
gut beleuchteten und einsehbaren Ort. Gleichzeitig zeigt unsere Analyse, dass Sicher-
heit und Unsicherheit eine große Rolle spielen, die Forschungsteilnehmenden jedoch 
unterschiedliche Vorstellungen davon haben, was Unsicherheit im öffentlichen Raum 
bedeutet und wie Sicherheit hergestellt werden kann. Es ist daher notwendig, offenzu-
legen, wie diese divergierenden Bedürfnisse mit Verdrängungsprozessen in Verbindung 
stehen, und sie in eine zielgruppenspezifische Planung einzubeziehen.

Im Folgenden stellen wir zunächst unseren theoretischen Zugang vor und gehen 
insbesondere auf gesellschaftliche Teilhabe im öffentlichen Raum sowie die Konstruk-
tion von urbanen (Un-)Sicherheiten als Instrument heutiger Stadtentwicklung ein. Daran 
anschließend stellen wir unsere Methodologie und unser empirisches Material vor, bevor 
wir in Kapitel vier auf den Forschungskontext Wien und die Fallstudie Reumannplatz 
eingehen. In der Analyse konzentrieren wir uns auf drei Aspekte: Normvorstellungen in 
Bezug auf die Nutzung des öffentlichen Raums, Inklusion und Exklusion sowie städti-
sche (Un-)Sicherheiten. Im sechsten Kapitel diskutieren wir diese Ergebnisse vor dem 
Hintergrund der Theorie und fassen sie abschließend in einem Fazit zusammen.
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2	 Theoretische Einbettung: 
Zugehörigkeit und Sicherheit im öffentlichen Raum

Unser theoretischer Zugang basiert unter anderem auf der Annahme, dass Raum 
keine fixe, materielle Kategorie ist, sondern gesellschaftlich konstruiert wird. Das 
bedeutet, dass Raum nicht lediglich der Behälter ist, in dem sich Menschen bewegen 
und soziale Interaktionen stattfinden, sondern dass er seine Bedeutung überhaupt erst 
dadurch erhält, dass Menschen miteinander und mit dem Raum in Beziehung treten. 
Die Nutzung von Räumen ist zwar abhängig von ihrer Gestaltung, diese verändert sich 
aber auch mit der Zeit und wird von Menschen, die sich dort aufhalten, neu definiert. 
Die Wahrnehmung von Räumen, Orten und Plätzen ist somit subjektiv geprägt: Nicht 
alle Menschen fühlen sich in denselben Räumen gleich wohl, und sie haben unterschied-
liche Bedürfnisse, Wahrnehmungen und Möglichkeiten der Nutzung. All diese Aspekte 
sind durch sozial wirkmächtige Kategorien wie Klassenzugehörigkeit, Ethnizität und 
Geschlecht vorgeprägt, die eine Vielfalt sozialer Identitäten konstituieren, welche 
wiederum den Blick auf Räume beeinflussen (Kaspar & Bühler 2006; Ruhne 2011). 

Öffentliche Räume sind wesentlich durch gesellschaftliche Machtverhältnisse 
bestimmt, die sich in ihnen manifestieren und die Inklusion für die einen begünstigen, 
während sie die Exklusion anderer verursachen können. Die Stadtplanung ist dafür ein 
zentrales Instrument, da sie gesellschaftliche Ungleichheiten räumlich fortschreiben 
oder ausgleichen kann. In öffentlichen Räumen „passiert“ Gesellschaft nicht nur, viel-
mehr finden vielfältige Aushandlungsprozesse auf mehreren Ebenen gleichzeitig statt, 
die sowohl top-down, also von Politik und Verwaltung, als auch bottom-up, etwa von 
Bewohner*innen, NGOs und sozialen Bewegungen, initiiert werden. Dazu gehören 
stadtplanerische Maßnahmen ebenso wie Nutzungskonflikte, Proteste und Aneignungs-
prozesse (Bauriedl et al. 2010; Harvey 2006; Massey 2005; Schmincke 2009). Aneig-
nung findet dabei oft auch „im Kleinen“ und in den alltäglichen sozialen Interaktionen 
statt. Das heißt, wie sich Personen im öffentlichen Raum bewegen, wie sie Raum bean-
spruchen, welche alltäglichen Begegnungen stattfinden oder auch nicht stattfinden, 
prägt die Beziehung von Menschen zueinander, aber auch gegenüber ihrer bebauten 
Umwelt. Der öffentliche Raum ist somit ein Sozialraum und ein Ort, wo Machtverhält-
nisse verhandelt werden (ebd.).

Nicht nur die Stadtplanung, auch politische Aktivitäten und wirtschaftliches 
Handeln zielen auf den öffentlichen Raum ab. Dies betrifft etwa sicherheitspolitische 
Maßnahmen und die Ausverhandlung von Normvorstellungen. Diese zwei Aspekte, 
auf die wir in den folgenden Unterkapiteln näher eingehen werden, sind für den 
vorliegenden Forschungsbericht von Bedeutung, um unsere Ergebnisse einbetten zu 
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können und informelle Zugangsbarrieren sowie Exklusionsmechanismen im öffentli-
chen Raum besser zu verstehen.

2.1	 Räumliche Aspekte gesellschaftlicher Teilhabe

Wir verstehen den städtischen Raum als ein Mosaik öffentlicher, halböffentlicher 
und privater Räume. Der Zugang zu jeder dieser Sphären ist an unterschiedliche Voraus-
setzungen geknüpft, wobei vor allem den individuellen ökonomischen Ressourcen eine 
hohe Bedeutung zukommt, da immer mehr Räume nur noch kommerziell genutzt werden 
können. Gleichzeitig bestimmt die private Wohnsituation maßgeblich, wie sehr Personen 
auf den öffentlichen Raum angewiesen sind. Und auch bei öffentlichen Räumen, die 
keine formellen Zugangsbarrieren aufweisen, werden der Zugang und die Nutzung 
durch (ungleiche) Machtverhältnisse strukturiert. Während so manches Nutzungs-
verhalten erwünscht ist und durch die Stadtplanung sogar gefördert wird, indem eine 
entsprechende Infrastruktur bereitgestellt wird, wird unerwünschtes Nutzungsverhalten 
oftmals sanktioniert und beschränkt. Zudem spielen soziale Kontrolle, Diskriminierung 
und auch Themen wie Mobilität eine Rolle. Öffentliche Räume sind also nicht neutral, 
sondern das Produkt von Konflikten um Verteilung, Teilhabe und Zugang (Aelbrecht 
& Stevens 2019; Aelbrecht et al. 2019; Marcetti et al. 2020).

Im öffentlichen Raum sind dabei bauliche Strukturen und die Gestaltung von 
Bedeutung, insbesondere aber auch soziale Dynamiken und Begegnungen. Die breite 
Palette aktiver und passiver sozialer Interaktionen im öffentlichen Raum ist mitentschei-
dend für das Entstehen von Gemeinschaftsgefühl, Identität und sozialer Kohäsion. Der 
öffentliche Raum ist aber auch ein Ort, wo im Rahmen alltäglicher Begegnungen Diskri-
minierungs-, Rassismus- und Ausgrenzungserfahrungen gemacht werden, die dazu 
führen, dass sich bestimmte Personen nicht sicher oder willkommen fühlen. Soziale 
Kohäsion und Zusammenhalt sollten dabei weit gefasst werden und bestehen nicht bloß 
aus Freundschaften oder bereits bestehenden Netzwerken, sondern auch aus Gruppen 
mit schwachen oder losen sozialen Bindungen zueinander. Die gleichzeitige Präsenz von 
unterschiedlichen Gruppen kann einerseits durch planerische Maßnahmen und entspre-
chendes Design gefördert werden, übermäßige Regulierung sollte allerdings vermieden 
werden, damit auch Platz für Selbstorganisation bleibt beziehungsweise entstehen kann. 
Verschiedene Studien haben gezeigt, dass Zugehörigkeit, Wohlbefinden und Sicher-
heitsgefühl primär dort entstehen, wo öffentlicher Raum vielfältige Nutzungen zulässt 
(Mehta 2019; Peters et al. 2010; Qi et al. 2024).

Sichtbare Vielfalt beziehungsweise die Präsenz unterschiedlicher Gruppen im 
öffentlichen Raum können auf individueller Ebene das Zugehörigkeitsgefühl von 
Nutzer*innen zu einem Ort, einem Viertel und einer Stadt fördern, und zwar unab-
hängig von ihrem sozialen, kulturellen und ökonomischen Hintergrund und unabhängig 
von Alter und Geschlecht. Darüber hinaus bietet die Möglichkeit vielfältiger Begeg-
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nungen die Chance auf eine Verbesserung der Akzeptanz anderer Lebensrealitäten. 
Sich in der eigenen Nachbarschaft wohl und akzeptiert zu fühlen trägt maßgeblich zu 
einem positiven Lebensgefühl bei und fördert neben einem Zugehörigkeitsgefühl auch 
das Vertrauen. Vor allem für Personen, die in beengten Wohnverhältnissen leben, aber 
auch bei Vereinsamung oder Gewalterfahrungen im eigenen Zuhause ist es wichtig, dass 
der öffentliche Raum Ausweichmöglichkeiten und Rückzugsräume bietet. Das Gefühl, 
bestimmte Orte in seiner unmittelbaren Umgebung meiden zu müssen, oder ein stän-
diges Unwohlsein auf dem Arbeits- oder Schulweg hemmen hingegen die Identifikation 
mit der Stadt und dem eigenen Viertel. Dabei spielen vor allem Räume, in denen sich 
Stadtbewohner*innen in ihrem alltäglichen Leben bewegen, eine wichtige Rolle und 
sind entscheidend dafür, ob Personen öffentliche Räume aktiv nutzen und regelmäßig 
frequentieren (Aelbrecht et al. 2019; Cattell et al. 2008; Nielsen 2019).

Schließlich ist der öffentliche Raum ein zentraler Ort, wo Personen erreicht werden 
können, die sonst nicht so leicht greifbar sind. Dies ist gerade dann relevant, wenn 
Personen aufgrund von ökonomischen Ungleichheiten und finanziellen Hürden keinen 
Zugang zu Freizeitangeboten haben. Diese soziale Exklusion bedeutet den Ausschluss 
aus sozialen Netzwerken und ist durch einen Mangel an Teilhabemöglichkeiten gekenn-
zeichnet; „dies bezieht sich auf materielle Teilhabe, politisch-institutionelle Partizipa-
tion (inkl. Recht) sowie auf kulturelle Teilhabemöglichkeiten“ (Wehrheim 2006, p. 37). 
Solche Ungleichheiten sind in Städten nicht nur wahrnehmbar, sie werden in und durch 
räumliche Strukturen auch fixiert und reproduziert.

Der öffentliche Raum bietet die Möglichkeit, niederschwellige Angebote zu 
schaffen, die darauf abzielen, möglichst viele Menschen zu erreichen. Für die soziale 
Arbeit ist der öffentliche Raum ein wichtiger Rahmen, um sowohl zielgruppenspezifi-
sche Angebote als auch möglichst breite Angebote zu setzen. Maßnahmen im Zuge der 
aufsuchenden oder mobilen sozialen Arbeit nehmen gezielt Straßen, Parks, Bahnhöfe 
und andere öffentliche Orte in den Fokus. Dabei werden Konflikte im öffentlichen Raum 
begleitet, es werden soziale Dienstleistungen und Informationen bereitgestellt und 
verschiedene Angebote gesetzt, die von Freizeitgestaltung über Sport und gesundheits-
fördernde Maßnahmen bis zu Kunst und Kultur sowie Maßnahmen zur Förderung der 
demokratischen Partizipation reichen (Haag 2023; Kirsch-Soriano da Silva & Stoik 
2023). Auch im Fall von Erwerbsarbeitslosigkeit oder Krankheit, die mit gesellschaft-
lichem Rückzug und dem Ausschluss aus bestimmten Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens verbunden sein können, ist der öffentliche Raum ein wichtiger Bereich, in dem 
gesellschaftliche Teilhabe weiterhin stattfinden kann. Dies unterstreicht die kulturelle, 
soziale und politische Funktion des öffentlichen Raums sowie seine gesamtgesellschaft-
liche Relevanz.
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2.2	 Normvorstellungen und soziale Kontrolle in öffentlichen Räumen

Wie sich die theoretische Offenheit des öffentlichen Raums in der Praxis gestaltet, 
hängt stark von gesellschaftlichen Normvorstellungen ab: Sie sind bestimmend dafür, 
welche Verhaltensweisen im öffentlichen Raum geduldet werden und welche nicht 
(Kaspar & Bühler 2006). Die Einhaltung dieser Normen wird unter anderem durch 
das Ausüben sozialer Kontrolle eingefordert, die „sowohl staatliche als auch private 
Mechanismen und Techniken [umfasst], mit denen eine Gesellschaft oder eine soziale 
Gruppe versucht, ihre Mitglieder dazu anzuhalten, den von ihr aufgestellten Normen 
als Verhaltensanforderungen Folge zu leisten“ (Singelnstein & Stolle 2012, p. 11). 
So entsteht eine Art ungeschriebenes Regelwerk, auf das sich die Bevölkerung weit-
gehend verlassen kann. Es „operiert nicht nur in Form von Herrschaft, also im Modus 
von Verbot und Befehl, sondern schafft vor allem Anreize, legt Handlungsweisen nahe 
und etabliert Rahmenbedingungen“ (Marquardt 2024, p. 37). Diese Regulierung des 
Verhaltens der Stadtbevölkerung trägt maßgeblich dazu bei, dass alltägliche Abläufe in 
der Stadt auch ohne offizielle Vorschriften funktionieren.

Normvorstellungen definieren somit, was als akzeptables Verhalten im öffent-
lichen Raum gilt, wobei diese Normen häufig durch gesellschaftliche Erwartungen 
und Werte bestimmt werden und nicht statisch sind, sondern stetig neu verhandelt 
werden. Unerwünschtes Verhalten wird dabei einerseits durch institutionelle Rahmen-
bedingungen festgeschrieben – beispielsweise in Form von Parkordnungen – und 
durch Akteur*innen wie die Polizei oder die Stadtverwaltung sanktioniert, anderer-
seits wird es in den alltäglichen Kontakten verschiedener Nutzer*innen ausgehan-
delt und durchgesetzt. Verschiedene Örtlichkeiten sind dabei mitunter durch diver-
gierende Rahmenbedingungen geprägt, die wesentlich von der üblichen Nutzung und 
der Besucher*innenstruktur abhängig sind. So haben Personen an einen Spielplatz 
für Kleinkinder andere Erwartungen bezüglich des Verhaltens und der Nutzung von 
Besucher*innen als an einen Wald, einen Sportplatz oder einen Grillplatz. Der Zugang 
zu diesen Räumen wird in der Praxis somit durch Regeln, die angedachte Nutzung, 
die sozialen Normen sowie die Art und Weise, wie diese kontrolliert und durchgesetzt 
werden, eingeschränkt.

Ein einheitliches Normensystem existiert jedoch nicht, und insbesondere die 
Diversifizierung und die Flexibilisierung der Lebenswirklichkeiten von Stadtbewoh-
ner*innen haben dazu beigetragen, dass viele unterschiedliche Wertvorstellungen 
koexistieren. Seit neoliberale Marktprinzipien zunehmend die Entwicklung von Städten 
mitbestimmen, steht nicht mehr ausschließlich das Funktionieren der Gesellschaft im 
Vordergrund, vielmehr hat die Attraktivität öffentlicher Orte für Investitionen und das 
Zirkulieren von Kapital an Bedeutung gewonnen (Kern 2014; Mattissek 2008). Die 
Verdrängung von Personen, die besonders auf den öffentlichen Raum angewiesen sind, 
ist durch die Kommerzialisierung und die Privatisierung von öffentlichem Raum in 
vielen Städten verstärkt worden.
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Um die wirtschaftliche Attraktivität von Städten zu fördern, wurden neue und subti-
lere Techniken etabliert, die unerwünschte Raumnutzung und unerwünschtes Verhalten 
einzudämmen suchen. Dazu gehören Überwachung und defensive Architektur – also 
Bänke mit Armlehnen, Sitzgelegenheiten aus kaltem Material, getrennte beziehungs-
weise alleinstehende Sitze und sogenannte Taubenstacheln. Aber auch das Entfernen 
von Sitzgelegenheiten und die Dauerbeschallung mit Geräuschen oder Musik zählen 
zu Techniken, die unter defensive – oder disziplinierende – Architektur fallen. Auch 
wenn dies primär auf Gruppen abzielt, die (sichtbar) gesellschaftlich marginalisiert 
sind, wirkt sich diese Art von räumlicher Gestaltung auch auf andere Personen negativ 
aus. So ist es insbesondere für Personen, die weniger mobil oder gesundheitlich beein-
trächtigt sind, nachteilig, wenn sie keinen Platz zum Sitzen haben, um sich zwischen-
durch auszuruhen. Dies wirkt sich negativ auf ihre Raumaneignung und die Mobilität 
im öffentlichen Raum aus (Eckardt 2024; Smith & Walters 2018) und verdeutlicht, 
dass solche Maßnahmen der Stadt- und Raumplanung weitreichendere Konsequenzen 
haben als bloß das augenscheinliche und unmittelbare Ziel. Durch solche direkten und 
indirekten Verdrängungsprozesse werden soziale Ungleichheiten, Ausgrenzung und 
Armut unsichtbar gemacht, für die Betroffenen sind sie aber umso stärker spürbar. 
Diese Entwicklungen lassen sich räumlich nicht immer klar abgrenzen, die Übergänge 
sind mitunter fließend, wie Tendenzen der Mikrosegregation innerhalb von Stadtteilen 
zeigen (Maloutas et al. 2025).

Räumliche Nutzung bedeutet auch Konkurrenz um die Aneignung dieser Räume 
sowie daraus entstehende Nutzungskonflikte, die sich in verschiedenen Stadtteilen 
unterschiedlich manifestieren. Nicht alle Bewohner*innen sind dabei gleich mobil, 
was die Zugänglichkeit zu öffentlichen Räumen einschränkt oder fördert. Dies ist auch 
relevant für die Erreichbarkeit der Naherholungsgebiete und der größeren Parkanlagen, 
die innerhalb von Städten – wie auch in Wien – meist ungleich verteilt sind und nur 
durch Mobilität zugänglich sind. Mobilitätsmuster und -verhalten sind stark unter-
schiedlich und von verschiedenen Faktoren wie Sozialisierung, Alter, sozialem Umfeld, 
Wohnort und der verfügbaren Verkehrsinfrastruktur abhängig. Während Menschen mit 
ausreichenden finanziellen Mitteln tendenziell mobiler sind und auch auf kommerziell 
genutzte Flächen in ihrem Wohnumfeld zurückgreifen können, sind andere Personen 
mit geringen finanziellen Ressourcen auf den Park „um die Ecke“ angewiesen. Der 
Ausschluss von zentralen Orten der Städte – räumlich wie sozial – bedeutet auch den 
Ausschluss von gesellschaftlichen Ressourcen (Weinhold et al. 2016). Es spielt dabei 
nur bedingt eine Rolle, wie sich diese Gruppen tatsächlich verhalten, oftmals ist die 
reine Präsenz der Personen ausreichend, um sie als „normabweichend“ wahrzunehmen. 
Damit im Zusammenhang steht das Gefühl von Sicherheit als wichtige gesellschaftliche 
Ressource, das im Spannungsfeld von Inklusion und Exklusion verhandelt wird.
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2.3	 Sicherheit und Unsicherheit im urbanen öffentlichen Raum

Insgesamt haben europäische Städte in den letzten Jahren gravierende Verände-
rungen erlebt, die von globaler Standortkonkurrenz, Kommodifizierung und Globalisie-
rungslogik geprägt sind. Wie bereits im letzten Abschnitt erwähnt, führt die verstärkte 
Ausrichtung der Städte, Konsummöglichkeiten zu schaffen, zu einer „ordnungspoliti-
sche[n] Administration zentraler Orte und Plätze, die sich vor allem gegen die sicht-
bare Anwesenheit von marginalen Gruppen richtet“ (Ronneberger 2000, p. 313). Dies 
bedeutet nicht nur den Rückgang von öffentlichen Räumen, die durch halböffentliche 
Räume abgelöst werden, sondern auch die drastische Einschränkung des freien Zugangs 
zu diesen Räumen. In der Regel haben solche semi-öffentlichen Plätze eigene Haus-
ordnungen. Durch die zunehmende Privatisierung von grundlegenden Dienstleistungen 
entstehen somit neue Möglichkeiten, gewisse einschränkende Vorstellungen über die 
Nutzung (semi-)öffentlicher Räume durchzusetzen. Der Einsatz von (haus)eigenem 
Sicherheitspersonal ist ein prominentes Beispiel dafür und ermöglicht es, Regelverstöße 
zu ahnden, auch wenn diese strafrechtlich nicht relevant sind (Flohé & Knopp 2009; 
Harvey 2006; Mattissek 2008).

Vor allem in den letzten zwei Jahrzehnten hat das Thema Sicherheit einen Bedeu-
tungswandel erfahren. Die Terroranschläge vom 11. September 2001 stellten eine 
sicherheitspolitische Zäsur dar, infolge derer urbane Kontrollregime signifikant umge-
baut und Kompetenzen in Bezug auf die digitale Überwachung rechtlich ausgebaut 
wurden (Glasze et al. 2005; Kern 2014; Pain & Smith 2008; Sandercock 2003). 
Aktuelle Sicherheitsdiskurse fokussieren allerdings weniger auf die Abwesenheit von 
Gefahr, sondern vielmehr auf Themen wie Sauberkeit, Ordnung und die Abwesenheit 
unerwünschter Personengruppen und somit auch Phänomene wie Betteln, Drogen- und 
Alkoholkonsum (Hunold 2005; Jawad & Stiegler 2018; Schwerhoff 2000). Fragen 
der urbanen (Un-)Sicherheit haben in der Stadtplanung, der Politik und der Marktwirt-
schaft einen gleichermaßen zentralen Stellenwert, auch in Städten mit vergleichsweise 
niedrigen Kriminalitätsraten, wie zum Beispiel Wien (Listerborn 2016; Wehrheim 
2006).

Für die Erklärung von Verschmutzung und Verwahrlosung spielt die Broken-
Windows-Theorie eine wichtige Rolle. Diese kriminologische Theorie besagt, dass 
sichtbare Anzeichen von Unordnung, Vernachlässigung und Verschmutzung, wie etwa 
Müll, Graffiti oder eben zerbrochene Fensterscheiben, aber auch die Anwesenheit von 
(unerwünschten) Personengruppen wie Obdachlosen oder Drogenabhängigen, Gefühle 
der Unsicherheit fördern. Das Erscheinungsbild eines Ortes würde somit maßgeblich die 
Wahrnehmung dieses Ortes beeinflussen, unabhängig von tatsächlichen Kriminalitäts-
raten, und in der Folge zu einer (weiteren) Verwahrlosung des jeweiligen Raums führen 
sowie Kriminalität anziehen. Diese Theorie wirkt sich wesentlich auf die Polizeiarbeit 
in Städten aus, weshalb auch kleinere Delikte geahndet werden, wie etwa Vandalismus, 
Alkoholkonsum im öffentlichen Raum und die Verursachung von Müll. Das Wahren 
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von Sauberkeit und Ordnung wird mit der Reduktion beziehungsweise der Prävention 
von Kriminalität gleichgesetzt, und kleinere Vergehen beziehungsweise Phänomene, die 
sogar außerhalb des Strafrechts liegen, werden sanktioniert (García-Tejeda & Fonde-
vila 2023; Kern 2014; Litscher 2011; Schreiber 2005).

Große Bedeutung wird in diesen Diskursen dem subjektiven Sicherheitsgefühl 
beigemessen, denn dieses ist weitgehend entkoppelt von tatsächlicher Kriminalität 
oder einer Bedrohungslage. Obwohl das Gefühl von (Un-)Sicherheit stark variiert – 
eben subjektiv ist –, wird es in der politischen und planerischen Praxis in der Regel 
wie ein herstellbarer Zustand oder ein erwerbliches Gut gehandhabt. Im vorliegenden 
Kontext wird Sicherheit aber nicht als objektivierbarer, durch geeignete Maßnahmen 
erreichbarer Zustand gesehen und auch nicht lediglich als das Gegenteil von Unsicher-
heit, sondern sie wird als soziale Konstruktion begriffen, die ihre Bedeutung erst durch 
gesellschaftliche Interaktion erlangt (s. z. B. Wibben 2016, 2011). Der Fokus auf (Un-)
Sicherheit als Gefühl ermöglicht die Entkopplung von tatsächlichen Gefahren und ihren 
gesellschaftlichen Ursachen.

Dies wird beispielsweise deutlich, wenn man städtische Sicherheitsdebatten in 
Bezug auf Frauen betrachtet. Sicherheit wird in der geschlechtersensiblen Planung eine 
zentrale Bedeutung zugeschrieben, der planerische Fokus liegt dabei allerdings auf 
baulich-gestalterischen Maßnahmen, die sogenannte Angsträume für Frauen weniger 
angstbesetzt machen sollen. Dies birgt die Gefahr einer Entpolitisierung des Sicherheits-
begriffs, da gesellschaftliche Machtverhältnisse und gewaltvolle patriarchale Struk-
turen nicht thematisiert werden. Das subjektive Sicherheitsgefühl einzelner Personen 
ist maßgeblich von persönlichen Erfahrungen beeinflusst. Es ist daher notwendig, 
private und öffentliche Räume verschränkt zu betrachten. Dies unterstreicht einmal 
mehr, dass Sicherheit ein komplexes Phänomen ist, das sich durch alle gesellschaft-
lichen Bereiche zieht und multidimensionale sowie holistische Maßnahmen erfordert 
(Day 2001; Koskela & Pain 2000; Listerborn 2016; Pain & Smith 2008; Ruhne 
2011; Wastl-Walter 2010).
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3	 Forschungsdesign, Methoden und  
empirisches Material

3.1	 Forschungsdesign und Datenbasis

Um öffentliche Räume als relational konstruierte soziale Räume empirisch fassen 
zu können (s. z. B. Lefebvre 2013; Mehta 2022), haben wir verschiedene qualitative 
Methoden der Raumforschung kombiniert (DeLyser et al. 2010; Heinrich et al. 2021; 
Wintzer 2018). Im Rahmen des Projekts D.Rad wurde die methodische Vorgehens-
weise gemeinsam mit der Universität Helsinki entwickelt und kam nicht nur in Wien 
und Helsinki, sondern auch in Florenz, London, Pristina und Tiflis zur Anwendung4. 
Das übergeordnete Ziel des Forschungsdesigns war neben einer Erhebung der räum-
lichen Charakteristika der Städte die Durchführung einer Fallstudie zu einem ausge-
wählten Platz und seiner Umgebung sowie den dort stattfindenden sozialen Interak-
tionen. Die empirische Vorgehensweise erfolgte in drei ineinandergreifenden Schritten 
und umfasste Expert*inneninterviews, teilnehmende Beobachtungen sowie zwei aufei-
nanderfolgende interaktive Workshops mit einer jeweils unterschiedlichen Zusammen-
setzung der Teilnehmenden. Dies ermöglichte es uns, einerseits Narrative über indivi-
duelle und praxisbezogene Wahrnehmungen dieser Räume zu sammeln und andererseits 
diese Räume zu beobachten und zu erleben.

Für die Analyse haben wir sowohl die Interviews als auch die Gespräche, die im 
Rahmen der beiden interaktiven Workshops stattfanden, transkribiert und ausgewertet. 
In weiterer Folge haben wir eine thematische Analyse des Textmaterials durchgeführt 
(Boyatzis 2006; Braun & Clarke 2022). Alle in diesem Bericht verwendeten Zitate 
wurden anonymisiert.

3.2	 Die Ebene der Stadt: Hintergrundrecherche und  
	 Expert*inneninterviews

Ausgehend von einer Literatur- und Dokumentenrecherche zum öffentlichen 
Raum in Wien wurden im ersten empirischen Schritt leitfadenunterstützte Interviews 
mit Schlüsselakteur*innen durchgeführt. Sie dienten unter anderem dazu, aktuelle 
Herausforderungen in der Stadt und rezente Entwicklungen zu identifizieren. Expert*in-
neninterviews haben den Vorteil, dass die Gesprächspartner*innen oftmals über Wissen  

4	 Alle Research Reports zu den anderen Städten sind abrufbar unter  
<https://cordis.europa.eu/project/id/959198/results>.
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verfügen, das anders nicht oder nur schwer zugänglich ist. Direktes Interviewen ermög-
licht es, zielsicher nach Informationen zu fragen, die für das Forschungsvorhaben rele-
vant sind. Darüber hinaus können Prozesse rekonstruiert und Abläufe nachvollziehbar 
gemacht werden. Diese sind in der Stadtplanung insbesondere im Fall von Beteiligungs-
verfahren oft langwierig. Expert*innen können Hintergründe und Entwicklungen aus 
ihrer Wahrnehmung wiedergeben (Bogner et al. 2014; Deppermann 2013; Mieg & 
Brunner 2004).

Es gibt unterschiedliche Auffassungen darüber, was genau einen Experten oder 
eine Expertin ausmacht. Diese reichen von eher breit gefassten Definitionen, dass jede 
Person in einem bestimmten Bereich über Expert*innenwissen verfügt, bis zu engen 
Auslegungen, die eine einschlägige Qualifikation als notwendig erachten. Für den vorlie-
genden Kontext wählten wir Personen mit einschlägiger beruflicher Expertise aus, da 
der Zweck der Interviews darin begründet war, den räumlichen Fokus unserer Fallstudie 
zu erarbeiten. Die insgesamt sechs Interviews führten wir zwischen Dezember 2022 und 
Jänner 2023 durch. Unsere Interviewpartner*innen (siehe Details im Anhang) waren 
hauptsächlich in der Stadtverwaltung, der sozialen Arbeit und der Wissenschaft tätig. 
Neben ihrem konkreten Tätigkeitsbereich waren wir an einer allgemeinen Beschreibung 
und Bewertung des öffentlichen Raums in Wien, der Rolle der Stadtplanung und der 
Governance des öffentlichen Raums sowie an der Identifizierung von problematischen 
und positiven Beispielen öffentlicher Räume interessiert. Ein weiteres Ziel der Inter-
views mit den Expert*innen war es, einen öffentlichen Platz in Wien zu identifizieren, 
wo wir unsere Fallstudie durchführen konnten.

3.3	 Die Fallstudie: Teilnehmende Beobachtung und interaktive  
	 Workshops

Im Rahmen der Expert*inneninterviews wurde der Reumannplatz im zehnten 
Wiener Gemeindebezirk Favoriten aufgrund des dort herrschenden hohen Nutzungs-
drucks sowie kontroverser öffentlicher und politischer Debatten mehrfach genannt. 
Deshalb wählten wir ihn schließlich für unsere Fallstudie aus. Dafür machten wir uns 
zunächst mit der Örtlichkeit vertraut und besuchten den Reumannplatz, anliegende 
Parks und das Grätzl rundherum, machten Fotos und erstellten Feldnotizen sowie 
Memos, arbeiteten also im Sinne einer teilnehmenden Beobachtung (Clark et al. 2009; 
Tabačková 2021). Von März bis Juni 2023 besuchten die Mitglieder des Forschungs-
teams den Reumannplatz und seine Umgebung insgesamt siebenmal. Diese Besuche 
fanden zu verschiedenen Tageszeiten sowie unter der Woche und am Wochenende statt, 
um verschiedene Arten und Intensitäten der Nutzung zu erfassen.

Im Zentrum der Fallstudie standen die beiden interaktiven Workshops. Zum 
ersten Workshop luden wir Expert*innen aus den Bereichen Jugend- und Sozialarbeit, 
Stadtplanung und Lokalpolitik ein, die im Rahmen ihrer Arbeit mit dem Reumannplatz 
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vertraut und verbunden sind. Die Rekrutierung der Teilnehmer*innen des ersten Work-
shops erfolgte mittels Kontaktaufnahme mit Organisationen und Vereinen, die vor Ort 
tätig sind. Die gewünschte Teilnehmer*innenzahl zu erreichen war kein Problem, insge-
samt stellten wir ein hohes Interesse am Thema sowie eine ausgeprägte Bereitschaft zur 
Teilnahme fest.

Im Rahmen des zweiten Workshops sprachen wir mit Schüler*innen der achten 
Klasse einer höheren Schule in der Nähe des Reumannplatzes. Die Rekrutierung erwies 
sich in diesem Fall als äußerst schwieriges Unterfangen, womit wir nach der ersten 
Veranstaltung mit den Stakeholder*innen nicht gerechnet hatten. Für diesen Teil der 
empirischen Erhebung suchten wir Jugendliche, die entweder in der Nähe des Reumann-
platzes wohnen oder arbeiten beziehungsweise zur Schule gehen und diesen Platz daher 
regelmäßig aufsuchen. Der Workshop fand Ende Juni mit sechs Schülerinnen und einem 
Schüler einer Berufsbildenden Mittleren und Höheren Schule in ihrem Klassenzimmer 
statt. Als Aufwandsentschädigung erhielten die Teilnehmenden Wunschgutscheine im 
Wert von 20 Euro.

Abbildung 1:	Beispiel für Spielkarten (Workshop I)

Quelle: Projekt D.Rad.

Für die beiden interaktiven Workshops entwickelten wir ein Set von Karten 
ähnlich Spielkarten, auf denen die leitenden Fragen und mehrere Unterfragen abge-
druckt waren. Der Zweck der Spielkarten war es, die Diskussionen thematisch zu 
steuern und gleichzeitig eine freie Diskussion innerhalb der Themenblöcke zu ermög-
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lichen. Diese spielerische Herangehensweise fördert eine informelle Atmosphäre, die 
die Teilnehmer*innen zur Zusammenarbeit als Gruppe und zu neuen Gedankengängen 
einlädt (s. z. B. Sutton 2011).

Im ersten interaktiven Workshop verwendeten wir ein Kartendeck mit zwei thema-
tischen Blöcken. Der erste Block umfasste „sozialräumliche Aspekte“ des Reumann-
platzes und seiner Umgebung, der zweite „Akteur*innen und Prozesse“. Für die 
Diskussion mit den Jugendlichen fügten wir ein drittes Kartendeck hinzu, das Fragen 
zu „Inklusion und Exklusion“ beinhaltete. Die thematischen Blöcke wurden je nach 
Teilnehmer*innengruppe sprachlich angepasst, dies war insbesondere für den Work-
shop mit den Jugendlichen relevant. Darüber hinaus enthielt jedes Deck offene Karten, 
um weitere Themen, Fragen und Ideen zu notieren sowie Karten für die Angabe von 
Herausforderungen und Lösungen.

Bei beiden Workshops wurden die Teilnehmenden in zwei Gruppen aufgeteilt. Die 
thematischen Blöcke wurden jedes Mal der Reihe nach besprochen; die Karten wurden 
nicht alle gleichzeitig aufgelegt, sondern die Teilnehmer*innen konnten die Karten 
selbstständig wählen und wechselten sich beim Vorlesen der Fragen mit der Modera-
tion ab. Das heißt, dass die Mitglieder des Forschungsteams bei Fragen und Unklar-
heiten unterstützten, aber sonst kaum in die Gespräche eingriffen. Unter den Prakti-
ker*innen des ersten interaktiven Workshops verliefen die Diskussionen sehr angeregt, 
weil die Teilnehmer*innen einander bereits aus ihren beruflichen Kontexten kannten 
und es gewohnt sind, über die für die Studie relevanten Themenfelder zu sprechen. Die 
Gespräche der Schüler*innen im Rahmen des zweiten Workshops verliefen zumindest 
teilweise stockender und zurückhaltender.
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4	 Zum öffentlichen Raum in Wien und zur Fallstudie 
Reumannplatz

4.1	 Die Stadt Wien als Forschungsobjekt

Wien ist aus mehreren Gründen ein interessantes Beispiel, um Spannungsfelder 
rund um Zugänge zu und Ausschlüsse von öffentlichen Räumen, Nutzungsbedürfnisse 
und gesellschaftliche Teilhabe zu beleuchten. Wien ist eine stark wachsende und diverse 
Stadt. Als Hauptstadt und einzige Metropole nimmt sie eine einzigartige Position inner-
halb Österreichs ein. Zudem unterscheiden sich die Verwaltungsstruktur und die politi-
sche Landschaft Wiens stark vom Rest Österreichs. Das Rote Wien hat seit dem Zweiten 
Weltkrieg die Stadtplanung und vor allem den sozialen Wohnbau geprägt. Gleichzeitig 
steht die Stadt aktuell vor einer Reihe von stadtplanerischen Umbrüchen und Heraus-
forderungen, die vor allem mit dem Klimawandel und dem Bevölkerungswachstum in 
Verbindung stehen.

Abbildung 2:	Bevölkerungsentwicklung Wiens von 2005 bis 2024 in Prozent

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Wien ist eine vielfältige Stadt mit einer langen Migrationstradition. Die Wiener 
Stadtbevölkerung ist dementsprechend ethnisch, kulturell, religiös und sprachlich 
divers (Lehner et al. 2022; Verwiebe et al. 2015). Von 2005 bis 2024 wuchs die Bevöl-
kerung um rund 373.000 (von 1,6 auf zwei Millionen) – ein Umstand, der vor allem auf 
internationale Zuwanderung zurückzuführen ist. Je nach Definition schwankt der Anteil 
der Zuwander*innen in der Stadt zwischen 30,8 Prozent (nach der Staatsangehörigkeit) 
und 36,7 Prozent (nach dem Geburtsland); werden beide Dimensionen kombiniert, lag 
er im Jahr 2022 bei 42,6 Prozent.5 Angesichts dieser lebhaften Bevölkerungsentwick-
lung sieht sich die Stadt mit einem wachsenden Bedarf und Druck auf dem Wohnungs-
markt, bei sozialen Diensten, in den Schulen und – nicht zuletzt – im öffentlichen Raum 
konfrontiert.

Ein Blick in die Geschichte zeigt, dass Wien bereits während der Gründerzeit in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufgrund des wirtschaftlichen Aufschwungs 
und der Industrialisierung einen enormen Bevölkerungs- und Gebäudezuwachs erlebte. 
Mehr als 40.000 Gebäude mit 300.000 Wohnungen wurden in dieser Zeit in Wien 
errichtet (Kohlbacher & Reeger 2020). Im Zuge dieses Urbanisierungsschubs wurde 
extrem dicht gebaut – zulasten von Grünflächen und öffentlichen Räumen. Anstatt 
große und weitläufige Parkanlagen einzuplanen, wurde meist ein einzelner Baublock 
im Rasterschema freigelassen, in dem ein Park, der typische „Beserlpark“, eingerichtet 
wurde. Abbildung 3 auf der nächsten Seite zeigt eine solche typische Freifläche in einem 
Gründerzeitgebiet.

Die Bebauung beziehungsweise die Ausstattung folgen hier in der Regel einem 
ähnlichen Muster: Es gibt Kinderspielbereiche für verschiedene Altersgruppen, meist 
einen Ballsportkäfig und eine Hundezone, manchmal auch Tischtennistische sowie 
Bänke und Tisch-Bank-Kombinationen. Zumeist kommen ähnliche und weitgehend 
standardisierte Ausstattungselemente zum Einsatz. Freie Grünflächen oder Wiesen sind 
in der Regel nur sehr marginal vorhanden. Vielmehr sind die Flächen in diesen Parks 
stark funktionalisiert und dienen vor allem der Grundversorgung mit Grün- und Freizeit-
räumen, ohne jedoch größere gestalterische oder ökologische Qualitäten zu entfalten. 
Auch nutzungsflexible und gemeinschaftsorientierte Räume sind in solchen Anlagen 
meist nur eingeschränkt vorhanden.

Gerade in solchen kleineren Parks ist der steigende Nutzungsdruck im Zuge des 
rasanten Bevölkerungswachstums zu bemerken, was zu einer zunehmenden Belas-
tung der Infrastruktur und der natürlichen Ressourcen sowie zu Konflikten zwischen 
verschiedenen Nutzer*innengruppen führt.

5	 Bevölkerungsstand Stadt Wien <https://www.wien.gv.at/statistik/bevoelkerungsstand> 
(letzter Zugriff 9. 10. 2025).
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Abbildung 3:	Humboldtpark im zehnten Wiener Gemeindebezirk Favoriten

Foto: Ursula Reeger.

Abbildung 4 illustriert diesen Nutzungsdruck auf den öffentlichen Raum im 
gesamten Stadtgebiet auf der Ebene der Zählgebiete. Je dunkler das Blau ist, desto höher 
ist der Nutzungsdruck. Hierbei wird deutlich, dass der Nutzungsdruck vor allem im 
innerstädtischen Bereich außerhalb des Gürtels hoch ist. Die Karte weist zudem beste-
hende Grünflächen aus: In Wien besteht etwa die Hälfte des Stadtgebiets aus Grünflä-
chen – ein im internationalen Vergleich außergewöhnlich hoher Anteil –, dennoch haben 
nicht alle Menschen im Alltag schnellen und einfachen Zugang zu solchen Flächen 
(Fruchtlehner et al. 2023). Ein Blick auf die Karte zeigt, dass sich große Naherho-
lungsgebiete auf die Außenbezirke Wiens und oft wohlhabendere Gegenden konzent-
rieren. Im Stadtzentrum und in den dicht bebauten Wohngebieten aus der Gründerzeit, 
die durch einen hohen Anteil an Migrant*innen gekennzeichnet sind, sind im Vergleich 
dazu nur wenige und kleine Grünflächen vorhanden (Stadt Wien – Integration und 
Diversität 2020). Mit anderen Worten: Obwohl Wien insgesamt über vergleichsweise 
viel Grünraum verfügt, gibt es in vielen Stadtteilen ein Defizit an öffentlich zugäng-
lichen Grünflächen, und insbesondere Menschen, die in dicht besiedelten Gebieten 
wohnen, sind nicht ausreichend damit versorgt.

Neben der baulichen Dichte haben auch soziodemografische Faktoren großen 
Einfluss darauf, wie stark der Druck auf den öffentlichen Raum ist. Daten zu Wien 
zeigen, dass mit steigenden Armutsindikatoren auch der Druck auf den öffentlichen 
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Raum zunimmt (ebd.). Finanziell benachteiligte Menschen leben zumeist in überbe-
legten Wohnungen ohne privaten Freiraum und haben aufgrund begrenzter finanzieller 
Mittel nicht die Möglichkeit, fehlenden Grünraum durch Reisen oder kostenpflichtige 
Angebote auszugleichen.

Abbildung 4:	Potenzieller Nutzungsdruck auf öffentliche Freiflächen in Wien auf 
Zählgebietsebene (2019)

Quelle: Stadt Wien, Magistratsabteilung 17, Integration und Diversität.
Der rote Kreis markiert das Gebiet unseres Fallbeispiels, den Reumannplatz. 

Der Grünraum in Wien ist nicht nur auf gesamtstädtischer Ebene ungleich verteilt, 
sondern auch innerhalb einzelner Bezirke. Dies trifft vor allem auf die Bezirke außer-
halb des Gürtels zu, da die Grünräume an den Bezirksaußengrenzen liegen. Abbildung 
4 zeigt weiters die Lage unserer Fallstudie Reumannplatz. Dabei wird deutlich, dass 
Innerfavoriten und die Umgebung des Reumannplatzes von einem besonders hohen 
Nutzungsdruck gekennzeichnet sind.
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4.2	 Die Verwaltung des öffentlichen Raums in Wien

In Wien gibt es eine Vielzahl von Akteur*innen in der Stadtverwaltung und in 
Organisationen auf lokaler Ebene, die sich mit Aufgaben und Themen befassen, die 
öffentliche Räume betreffen. Die finanziellen Ressourcen, die für diesen Bereich zur 
Verfügung stehen, und der komplexe Verwaltungsapparat verdeutlichen das Bemühen 
der Stadt, der Bevölkerung attraktive öffentliche Räume zugänglich zu machen. Wie 
die Expert*innen in den Interviews aber betonten, kann diese Komplexität zu einem 
Hindernis werden, das Prozesse verlangsamt und verkompliziert. 23 Magistratsabtei-
lungen (MA) sind an der Planung, der Erhaltung und der Betreuung des öffentlichen 
Raums beteiligt. Besonders hervorzuheben sind die MA 18 (Stadtentwicklung und 
Stadtplanung), die MA 19 (Architektur und Stadtgestaltung), die MA 21 (Bezirkspla-
nung und Raumordnung), die MA 42 (Wiener Stadtgärten) und die MA 13 (Bildung 
und Jugend). Die MA 18 ist für die Erstellung des Stadtentwicklungsplans verantwort-
lich. Der aktuelle Wien-Plan, der Stadtentwicklungsplan 2035, erkennt die Beziehung 
zwischen öffentlichem Raum und sozialem Zusammenhalt an und betont die Wichtig-
keit von Partizipation: „Bei Planungsvorhaben auf Stadtteil- und Projektebene werden 
Bürger*innen zur Mitwirkung eingeladen. Dadurch wird die Qualität der Lösungen 
verbessert und Konflikte werden vermieden. Unterschiedliche Lebensrealitäten und 
-phasen werden unabhängig von Geschlecht, Alter, Bildungsstand und Herkunft in der 
Stadtplanung berücksichtigt“ (Stadt Wien, Stadtentwicklung und Stadtplanung 
(MA 18) 2025, p. 6).

Neben der Ebene der Stadt spielen auch die Bezirke eine wesentliche Rolle. Die 
Umsetzung vieler Maßnahmen im öffentlichen Raum wird in der Praxis oft auf Bezirks-
ebene gebündelt und auch über Bezirksbudgets finanziert, weshalb Magistratsabtei-
lungen und Bezirke eng zusammenarbeiten müssen. Darüber hinaus gibt es eine Reihe 
relevanter Akteur*innen, die mit der Stadt Wien verbunden sind, wie zum Beispiel die 
Gebietsbetreuungen und die Lokale Agenda. Hinzu kommen weitere Akteur*innen wie 
Polizei, Geschäftsleute, NGOs, lokale Initiativen und Anwohner*innen, die die Vertei-
lung und die Nutzung öffentlicher Räume (mit)verhandeln.

Für die vorliegende Analyse ist auch das dichte Netz an sozialarbeiterischen 
Angeboten der Stadt Wien im öffentlichen Raum relevant, die von Jugendarbeit und 
Konfliktmanagement bis hin zu Maßnahmen im Bereich Sucht (Alkohol, Drogen) und 
Obdachlosigkeit reichen. Einige dieser Angebote zielen explizit auf die Vermittlung 
bei Konflikten im städtischen Raum ab. So können die Bezirksverwaltungen beispiels-
weise „Fair-Play-Teams“ engagieren, die sich tagsüber um bestimmte Bereiche oder 
Parks kümmern und versuchen, Konflikte zu lösen. Einige der Organisationen, die im 
öffentlichen Raum tätig sind, haben als unabhängige Initiativen begonnen, während 
andere von Abteilungen der Stadtverwaltung entwickelt wurden. Heute sind jedoch 
fast alle Organisationen entweder direkt in die Verwaltungseinheiten der Stadt einge-
gliedert oder werden von der Stadt (teil)finanziert und arbeiten eng in ihren Strukturen 
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mit. Allerdings gibt es hier Unterschiede zwischen den Bezirken, da die Akteur*in-
nenkonstellation variiert und die Vernetzung und die Zusammenarbeit unterschiedlich 
organisiert sind.

Um sozialarbeiterische Aufgaben im öffentlichen Raum und Zuständigkeiten 
zu koordinieren, wurde 2007 die Beratungsgruppe „Soziale Arbeit im öffentlichen 
Raum“ gegründet. Der Beratungsgruppe gehören Mitglieder verschiedener Magis-
tratsabteilungen und wichtige Akteur*innen aus dem Bereich an. Gemeinsam mit 
Forscher*innen wurde ein Leitbild für soziale Arbeit im öffentlichen Raum formu-
liert, das auf die politische und soziale Bedeutung von öffentlichen Räumen hinweist: 
„Die Stadt Wien versteht den öffentlichen Raum als sozialen Raum mit politischer 
Bedeutung, der durch gesellschaftliche Machtverhältnisse strukturiert ist. (...) Die 
Stadt Wien wendet sich gegen jede Form von Diskriminierung im und Verdrängung 
aus dem öffentlichen Raum“ (Stadt Wien – Beratungsgruppe Soziale Arbeit im 
öffentlichen Raum o. J.).

Sowohl das Fachkonzept öffentlicher Raum, das dem Stadtentwicklungsplan 
zugrunde liegt, als auch das Leitbild für soziale Arbeit im öffentlichen Raum unter-
streichen somit die Funktion von öffentlichem Raum als Sozialraum, die vielfältigen 
Lebensrealitäten der Stadtbewohner*innen und ihre unterschiedliche Angewiesenheit 
auf öffentliche Räume. In der Praxis ist Stadtplanung jedoch ein komplexer Prozess, 
der durch unterschiedliche Interessen bestimmt wird und oftmals auch die Perspektive 
von Wirtschaftstreibenden und Anwohner*innen miteinbezieht, wodurch nicht immer 
unbedingt die Perspektiven derer im Zentrum stehen, die besonders auf wohnortnahe 
öffentliche Räume angewiesen sind. Zudem ist die Umsetzung von Bottom-up-Initia-
tiven und innovativen Projekten durch komplizierte Verwaltungsvorgänge, rechtliche 
Rahmenbedingungen, begrenzte finanzielle Mittel und unterschiedliche Interessen der 
beteiligten Akteur*innen oftmals eingeschränkt.

4.3	 Der Reumannplatz in Innerfavoriten

Einer der Orte, der in unseren Interviews in Bezug auf hohen Nutzungsdruck, 
aber auch als Gegenstand kontroverser medialer und politischer Debatten mehrfach 
genannt wurde, ist der Reumannplatz. Angelegt im Jahr 1872, also in der Gründerzeit, 
weist der Reumannplatz eine ausgeprägte Viertelkreisform auf und durchbricht damit 
die sonst in diesem Gebiet vorherrschende Rasterbebauung. Die meisten umliegenden 
Gebäude stammen aus dem 19. Jahrhundert und sind Teil des privaten Mietwohnungs-
markts, weshalb der Reumannplatz und seine Umgebung für Personen, die neu nach 
Wien gezogen sind und keinen unmittelbaren Zugang zum geförderten Wohnbau haben, 
ein bevorzugter Ort des Ankommens ist.
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Abbildung 5:	Der Reumannplatz und seine unmittelbare Umgebung von oben

Quelle: Google Maps, kartografische Aufbereitung Maximilian Wonaschütz.

Der Platz weist mehrere Eigenschaften auf, die ihn zu einer interessanten Fall-
studie für sozialräumliche Prozesse rund um Inklusion und Exklusion machen. Erstens 
war und ist der Reumannplatz ein wichtiger Verkehrsknotenpunkt für den öffentlichen 
Nahverkehr in Favoriten. Diese Bedeutung ist mit der Verlängerung der U-Bahn-Linie 1  
im Jahr 2017 allerdings etwas zurückgegangen. In weiterer Folge wurde der Platz 
umgestaltet und verkehrsberuhigt und hat sich zu einem wichtigen Treffpunkt und 
Aufenthaltsort gewandelt. Zweitens ist der zehnte Bezirk mit mehr als 220.000 Einwoh-
ner*innen einer der bevölkerungsreichsten Bezirke Wiens. Favoriten ist außerdem 
vor allem in den Bereichen rund um den Reumannplatz sehr dicht besiedelt, und es 
stehen im Verhältnis zur Wohnbevölkerung wenige Grün- und Freiflächen zur Verfü-
gung. Drittens wohnen in dem ehemaligen Arbeiter*innenbezirk viele Migrant*innen 
und Personen mit niedrigem Haushaltseinkommen (Molina et al. 2020) sowie über-
durchschnittlich viele junge Menschen (null bis neun Jahre) beziehungsweise ältere 
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Personen (60 plus Jahre), die einen erhöhten Bedarf an wohnungsnahen Grünräumen 
haben (Fruchtlehner et al. 2023). Der Bezirk verfügt mit mehr als 70 Prozent über 
den höchsten Anteil an Schüler*innen mit nicht deutscher Umgangssprache. Viertens 
wurde dem Reumannplatz vor allem in den letzten Jahren ein Ruf als sozialer Brenn-
punkt zugeschrieben, und er war Gegenstand politisierter medialer Debatten rund um 
Sicherheit und Kriminalität.

Die Gegend rund um den Reumannplatz war immer schon ein Ort der politischen 
Mobilisierung – so ist beispielsweise der Viktor-Adler-Markt für die rechtspopulisti-
sche FPÖ ein fixer Ort in jedem Wahlkampf. Darüber hinaus kam es 2020 mehrfach zu 
Auseinandersetzungen und Angriffen durch Anhänger*innen und Sympathisant*innen 
der Grauen Wölfe, einer türkischen rechtsextremen Gruppierung, die auch außer-
halb der Türkei Unterstützung findet (Rammerstorfer 2018). Im Juni 2020 störten 
Personen aus diesem Umfeld mehrere Kundgebungen und Demonstrationen linker 
Gruppen sowie kurdischer Organisationen. Ein Ziel der Angriffe war das ehemals 
besetzte Ernst-Kirchweger-Haus (EKH), wo Fenster eingeschlagen wurden. Auch 
andere rechtsextreme Gruppen wie die Identitären versuchten in dieser Zeit, sich den 
öffentlichen Raum für ihre politischen Botschaften anzueignen, indem sie etwa ein 
Transparent auf dem Dach des EKHs befestigten, das sich gegen Kurd*innen und das 
EKH richtete (Arslan & Goetz 2022). Messerangriffe und andere gewaltvolle Ausei-
nandersetzungen führten schließlich zu einer Waffenverbotszone am Reumannplatz, 
einem medial und politisch hoch umkämpften Thema.

Vor der Neugestaltung des Platzes wurde eine funktionale und sozialräumliche 
Analyse durchgeführt, die für uns eine wertvolle Grundlage darstellt (s. auch Gruber 
& Jauschneg 2016). Der Umgestaltungsprozess wurde von der Stadt organisiert, sollte 
jedoch auf aktiver Bürger*innenbeteiligung basieren. Der relativ große Platz wurde in 
weiterer Folge durch Bepflanzung in mehrere Bereiche unterteilt, wodurch sich verschie-
dene Nischen ergeben (siehe Abbildung 6). Diese sind zwar baulich voneinander getrennt, 
aber dennoch offen und einsehbar und sorgen für ein transparentes Erscheinungsbild. Im 
Rahmen unserer Besuche am Reumannplatz konnten wir feststellen, dass sich verschie-
dene Gruppen längere Zeit aufhalten, viele Personen den Platz aber nur überqueren, um 
den öffentlichen Verkehr zu nutzen. Es gibt eine Vielzahl von Sitzmöglichkeiten, auch 
an den Rändern der Blumenbeete und in langen Reihen klassischer Bänke (ohne Schlaf-
verbot). Dies entspricht einer der Hauptempfehlungen der Sozialraumanalyse, nämlich 
dass es genügend Teilräume und Nischen geben soll, da nur so ein ungestörtes Neben-
einander unterschiedlicher Nutzungen möglich ist (Gruber & Jauschneg 2016, p. 74). 
Die wichtigsten Bereiche sind der Vorplatz des Amalienbads, der Kinderspielplatz, die 
Reumädchenbühne, der nördliche Teil, der in die Fußgängerzone und die Einkaufs-
straße Favoritenstraße übergeht, der südliche Teil mit den Bushaltestellen und die Mitte 
mit dem U-Bahn-Zugang, einer Bäckerei und einem Café. Auch in den umgebenden 
Gebäuden sind einige Geschäfte und Nahversorger angesiedelt, darunter auch ein in 
ganz Wien berühmter Eissalon, vor dem sich im Sommer lange Warteschlangen bilden, 
die ebenfalls das Erscheinungsbild des Reumannplatzes prägen.
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Abbildung 6:	Neugestaltung des Reumannplatzes

Quelle: Architektengruppe U-Bahn, abrufbar unter:  
<https://www.nextroom.at/building.php?id=40501&sid=48126&inc=pdf>.
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Im folgenden Kapitel stellen wir die empirischen Ergebnisse unserer Forschung 
vor, wobei wir regelmäßig auf die Fallstudie Reumannplatz Bezug nehmen werden, um 
bestimmte Phänomene näher in den Blick zu nehmen und beispielhaft zu illustrieren. 
Die im Jahr 2020 abgeschlossene Neugestaltung und die andauernde mediale Präsenz 
des Platzes sind dabei wichtige Bezugspunkte unserer Analyse, um festzustellen, welche 
Nutzungen der Platz zulässt, welche Nutzer*innengruppen welche Ein- und Ausschlüsse 
erleben und wie sich diese Dynamiken auf die soziale Struktur und die Zugänglichkeit 
dieses öffentlichen Raums auswirken.



32

5	 Empirische Ergebnisse: Sozialräumliche  
Aushandlungsprozesse am Reumannplatz

Die folgenden Ausführungen basieren auf den Transkripten der Expert*innenin-
terviews und der Gespräche im Rahmen der beiden interaktiven Workshops sowie den 
aus den teilnehmenden Beobachtungen gewonnenen Eindrücken. Ziel ist, verschiedene 
Perspektiven auf den öffentlichen Raum in Wien zu erfassen und in der Analyse zu 
skizzieren, um ein möglichst umfassendes Bild der wahrgenommenen Probleme und 
Bedürfnisse verschiedener Nutzer*innen zu erhalten. Während die Interviews und der 
erste interaktive Workshop vor allem die Perspektiven von Personen abbilden, die im 
oder zum öffentlichen Raum arbeiten, und somit oftmals stellvertretend für verschie-
dene Nutzer*innenperspektiven stehen, ging es in dem interaktiven Workshop mit 
den Jugendlichen vor allem um deren persönliche Sichtweisen. Im Folgenden werden 
wir diese unterschiedlichen Perspektiven skizzieren und sie kontrastieren, um darzu-
legen, wie unterschiedliche Bedürfnisse und Wahrnehmungen von Nutzung und (Un-)
Sicherheit in einem Spannungsverhältnis stehen und welche Auswirkungen dies auf die 
Gestaltung und die Zugänglichkeit öffentlicher Räume hat.

Die Analyse unseres empirischen Materials zeigt zwei zentrale Konfliktlinien 
exemplarisch auf, die wir im Folgenden näher beleuchten werden: erstens unterschied-
liche Nutzungsbedürfnisse und daraus resultierende Nutzungskonflikte und zweitens 
die Verhandlung von Angst und urbanen (Un-)Sicherheiten im öffentlichen Raum. Diese 
beiden Themen bilden den Kern der Auseinandersetzung mit dem öffentlichen Raum 
und zeigen auf, wie sich unterschiedliche Erfahrungen und unterschiedliches Wissen 
auf die Wahrnehmungen in Bezug auf Nutzung und Sicherheit auswirken und die Aneig-
nung von öffentlichen Räumen beeinflussen.

5.1	 Öffentlicher Raum für wen?  
	 Ein Blick auf Nutzungskonflikte und -bedürfnisse

Im Rahmen unserer Gespräche haben die Teilnehmer*innen unterschied-
liche Bedürfnisse in Bezug auf die Nutzung von öffentlichem Raum geäußert. In den 
Expert*inneninterviews ging es primär um Personengruppen, die aus unterschiedlichen 
Gründen diskriminiert und im öffentlichen Raum marginalisiert werden. Das heißt, 
unsere Interviewpartner*innen sprachen weniger über ihre eigenen Erfahrungen und 
Nutzungsbedürfnisse im öffentlichen Raum, sondern vielmehr über ihre Beobachtungen 
und ihr Wissen aus einem professionellen Kontext heraus. Die Perspektiven der jungen 
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Teilnehmer*innen zeigen, dass sie sich in Parks oft ausgeschlossen fühlen beziehungs-
weise das Gefühl haben, gewisse Räume seien für sie nicht zugänglich. Gleichzeitig 
schilderten sie, dass sie sehr mobil seien, um Freund*innen zu treffen, und sich gern in 
Cafés, in Einkaufsstraßen oder an ähnlichen Orten aufhalten und somit in der Freizeit 
bevorzugt auf kommerziell genutzte Räume zurückgreifen würden. Gleich zu Beginn 
der Gespräche waren somit unterschiedliche Bedürfnisse und Erfahrungen präsent, aber 
auch die Frage, wie sehr jemand auf den öffentlichen Raum angewiesen ist und wie dies 
mit Mobilität und ökonomischen Möglichkeiten zusammenhängt.

Der bereits angesprochene Nutzungsdruck spielt dabei vor allem in den dicht 
bebauten Gebieten Wiens eine Rolle. In einem Expert*inneninterview wurde dies 
folgendermaßen formuliert:

„Innerstädtisch war öffentlicher Raum schon immer knapp. In den Randbezirken 
wird jetzt baulich auch verdichtet und enger gebaut. Zwar oft mit dem Verspre-
chen, dass man im Grünen wohnt oder an einem Park, aber dann sind Menschen 
oft sehr enttäuscht, wenn es laut ist, beispielsweise weil es dort einen Fußballkäfig 
gibt. Natürlich entstehen dann Konflikte in der Stadt. Ruhebedürfnis versus Spiel-
bedürfnis – das gab es eigentlich schon immer […]“ (EI_3).
Dieses Statement unterstreicht, dass Stadtbewohner*innen nicht nur verschiedene 

Bedürfnisse, sondern auch unterschiedliche Erwartungen an den öffentlichen Raum 
haben. Einerseits muss die Stadt dem Wunsch nach Ruhe und Erholung nachkommen, 
andererseits besteht auch Bedarf an Räumen für soziale Interaktion. Konflikte um Raum 
und Nutzungsarten haben in urbanen Gebieten immer schon existiert und gehören somit 
auch zum städtischen Alltag; Ausprägungen und Phänomene ändern sich jedoch stetig 
(wie beispielsweise aktuelle Diskussionen über Lärm durch Musik über Mobiltele-
fone und die Benutzung von E-Scootern zeigen). Dabei wird deutlich, dass bestimmte 
Gruppen stärker problematisiert werden als andere, was unter anderem Jugendliche und 
als zu laut empfundene Kinder betrifft.

Im selben Interview wurde weiters die Konsequenz des steigenden Nutzungs-
drucks in der stark wachsenden Stadt angesprochen:

„Die Stadt Wien [macht] öffentlichen Raum, wie zum Beispiel den Donaukanal, 
immer attraktiver, lockt damit Menschen an, die natürlich die konsumfreien und 
schön gestalteten Zonen nutzen. Das kann auch wieder zu Nutzungskonflikten 
führen, weil einfach mehr Menschen vor Ort sind. Auf der einen Seite wünscht 
man sich das, auf der anderen Seite will man aber dann nicht, dass nach 22 Uhr 
diese Plätze genutzt werden“ (EI_3).
Aus diesem Zitat geht hervor, dass die Konsequenzen der Attraktivierung von 

Räumen oft nicht gut planbar sind und mitunter mehr oder andere Personen angespro-
chen werden als ursprünglich vorgesehen. Dies wurde im ersten interaktiven Workshop 
nicht nur in Bezug auf den stark frequentierten Donaukanal geschildert, sondern unter 
anderem auch bezüglich des Helmut-Zilk-Parks und des neu entwickelten Nordbahn-
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viertels (ebenfalls im inneren Teil Favoritens), wo sich die Käufer*innen neu gebauter 
Eigentumswohnungen mehr Ruhe erhofft haben und sich über Lärmbelästigungen in 
den angrenzenden Parks beklagen.

5.1.1	Zwischen Nutzungsdruck und Nische

Vielfach war in unseren Gesprächen die generelle Zunahme des Nutzungsdrucks 
in Wien ein Thema, wie in diesem Zitat deutlich wird:

„Wir stellen wirklich eine massive Zunahme des Nutzungsdrucks fest. Es ist 
einfach so, dass mehr Menschen auf den öffentlichen Raum angewiesen sind, [...] 
wir haben zum einen die demografische Komponente, wir haben die Komponente 
der Mehrfachkrisen [...], wir haben neue Zielgruppen“ (EI_1).
Wenn der Nutzungsdruck auf öffentliche Räume steigt, wird deutlich, dass verschie-

dene Nutzer*innen unterschiedliche Erwartungen und Anforderungen an Räume haben 
und nicht alle Bedürfnisse miteinander vereinbar sind. Die komplexen Anforderungen 
an den öffentlichen Raum können nicht immer an ein und derselben Örtlichkeit erfüllt 
werden und stehen teilweise im Widerspruch zueinander, wie im Zitat des folgenden 
Expert*inneninterviews am Beispiel der sogenannten Nische deutlich wird:

„Das beste Beispiel ist die Nische, die nicht beleuchtete Nische als eine enorme 
Qualität für bestimmte Gruppen, die das brauchen, um Raum nutzen zu können, 
weil sie sonst über keine Nischen verfügen. Egal ob das jetzt Jugendliche sind, 
die diese öffentlichen Räume brauchen, um sich der Familie zu entziehen oder 
entziehen zu können, oder ob das wohnungslose Menschen sind, die die Nische 
brauchen, weil sie keine privaten Räume haben. Also wir brauchen die Nische 
und die nicht beleuchteten Bereiche. Umgekehrt brauche ich Beleuchtung, um 
ein Gefühl von Sicherheit zu vermitteln, und das sind natürlich entgegengesetzte 
Bedürfnisse, die man schwer physisch und räumlich umsetzen kann. Es ist, glaube 
ich, möglich, und es wird schon viel gedacht so und auch umgesetzt, aber es ist 
eine Herausforderung“ (EI_5).
Dieses Zitat veranschaulicht das Dilemma, das bei der Planung und der Gestal-

tung öffentlicher Räume deutlich wird: die Notwendigkeit ungeplanter, versteckter 
Orte, die im Widerspruch zu einem regulierten und geordneten Erscheinungsbild stehen. 
Dabei wird deutlich, dass diese Dynamik auch Fragen der Inklusion und der Exklusion 
aufwirft, da solche Räume die Bedürfnisse bestimmter Gruppen einbeziehen, während 
sie andere Gruppen verdrängen können, je nachdem, wie sie gestaltet und zugänglich 
gemacht werden.

Ein ähnliches Phänomen zeigte sich auch am Reumannplatz: Zwar wurde 
durch das Verlegen der Straßenbahngleise und der dazugehörigen Haltestelle mehr 
Platz geschaffen, der Reumannplatz ist aber nach der im Jahr 2020 abgeschlossenen 
Umgestaltung ein weiterhin stark frequentierter Ort, der mittlerweile von noch mehr 
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Personen genutzt wird und verschiedene Funktionen erfüllt. Die Verkehrsberuhigung 
hat dazu geführt, dass es nun mehr Möglichkeiten zum Verweilen gibt. Der Platz 
teilt sich dabei in verschiedene Nischen, womit zentrale Forderungen der Sozial-
raumstudie, die dem Umbau vorausgegangen war, umgesetzt wurden (Gruber & 
Jauschneg 2016). Eine Besonderheit sind dabei die vielen Sitz- und Verweilmög-
lichkeiten, da es nicht nur durchgängige Bänke und Bank-Tisch-Kombinationen gibt, 
sondern es auch möglich ist, auf den Mauern rund um die Beete zu sitzen. Dies hat 
ermöglicht, dass verschiedene Gruppen Platz an ein und demselben Ort finden können 
und verschiedene Nutzungen möglich sind. Die Teilnehmenden des ersten interak-
tiven Workshops waren sich einig, dass die Neugestaltung des Reumannplatzes gut 
gelungen ist und der Platz einige positive Eigenschaften für die Inklusion marginali-
sierter Bevölkerungsgruppen aufweist:

„Der Reumannplatz ist für viele ein erweitertes Wohnzimmer, die einfach zu Hause 
wenig Platz haben, kleine Wohnungen, und sich dann am Reumannplatz aufhalten. 
Das ist in so dicht bebauten Vierteln bei sehr vielen Parks und Plätzen der Fall“ 
(IAW_1).
Positiv bewertet wurde somit, dass am Reumannplatz Personengruppen, die im 

Zuge von Umgestaltungs- und Aufwertungsmaßnahmen oftmals verdrängt werden, 
nach wie vor Platz haben. Die Nutzungsmuster verschiedener Gruppen sind dabei sehr 
unterschiedlich: Während einige den Platz zum Verweilen nutzen und ihn, wie im Zitat 
beschrieben, als erweiterten Wohnraum begreifen, fungiert er für andere hauptsächlich 
als Verkehrsknotenpunkt oder Durchgangsraum. Diese unterschiedlichen Funktionen 
sowie Nutzungs- und Aufenthaltsmöglichkeiten tragen zur sozialen Durchmischung bei 
und wirken dem Ausschluss marginalisierter Gruppen entgegen.

Die Aufwertung des Platzes durch die Umgestaltung wurde auch von den Schü-
ler*innen anerkannt. Sie hoben vor allem hervor, dass der Platz nun grüner sei, es ein 
Café und eine Bäckerei gebe und der Platz verkehrsberuhigt sei. Dennoch wurde die 
Aufenthaltsqualität am Reumannplatz von den jungen Teilnehmer*innen als gering 
eingestuft, da sie sich auf dem Platz nicht wohl fühlen und ihn daher eher meiden. Damit 
zeigt sich, dass Nutzungskonflikte auch dann entstehen können, wenn ein Ort eigentlich 
ausreichend Platz für unterschiedliche Anforderungen bietet.

Dies verweist auf das Thema des Umgangs mit Ambiguitäten im Stadtraum, bei 
dem öffentliche Orte gleichzeitig mehrere, jedoch häufig widersprüchliche Funktionen 
erfüllen und somit von verschiedenen Nutzer*innengruppen unterschiedlich wahr-
genommen werden. Der Umgang mit Ambiguitäten hängt auch eng mit Normvor-
stellungen zur Nutzung zusammen: Je klarer die Nutzung an einem Ort definiert ist, 
desto weniger Toleranz gibt es für abweichendes Verhalten. Normierung und räumliche 
Verteilung erfolgen hierbei stark über stadtplanerische Maßnahmen, indem bestimmten 
Räumen bestimmte Nutzungen zugewiesen werden. Dies zeigt sich besonders deut-
lich bei Fußballkäfigen und Spielplätzen, die eine bestimmte Nutzung an diesem Ort 
dezidiert erlauben, aber gleichzeitig das Signal senden, dass die für diese Örtlichkeiten 
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vorgesehenen Aktivitäten anderswo nicht erlaubt sind. Bestimmte Nutzungen spiegeln 
sich dabei im öffentlichen Raum kaum wider beziehungsweise müssen sich ihren Platz 
erst durch Aneignungsprozesse erkämpfen.

Die Durchsetzung von derartigen Normvorstellungen erfolgt nicht nur über 
die Gestaltung und die Planung sowie repressive Maßnahmen gegen marginalisierte 
Personen, sondern hat sich auch in der Erwartungshaltung der Stadtbewohner*innen 
festgesetzt, die gewisse Nutzungen eher als störend empfinden als andere. In diesem 
Zusammenhang wurden vor allem im ersten Workshop und in den Expert*inneninter-
views immer wieder Beschwerden sowie die generelle Beschwerdekultur in Wien 
thematisiert, wie in folgendem Textausschnitt deutlich wird:

„Ich lese immer wieder auch Beschwerden, wo Anrainer*innen beklagen, dass der 
ganze Umbau [des Reumannplatzes] nichts gebracht hat, dass die ganzen Milli-
onen in den Sand gesetzt wurden und dass es schlimmer ist als es jemals war, dass 
alles verdreckt ist und so weiter. Die Anwesenheit von marginalisierten Menschen 
wird dann beispielsweise mit Verschmutzung in Zusammenhang gebracht. Dass 
der Boden hell gemacht wurde, hat ja mit Klimaaspekten zu tun, aber für andere 
ist es der weiße Boden, der schnell schmutzig wird“ (IAW_1).
Hier spiegelt sich nicht nur Unzufriedenheit wider, sondern es gibt auch mangelndes 

Wissen und fehlende Information zu gewissen Prozessen. Gerade der Umgang mit Müll 
und eine funktionierende Abfallwirtschaft im öffentlichen Raum im Besonderen und 
in der Stadt im Allgemeinen hängen eng mit Klimapolitik und Klimaanpassungsmaß-
nahmen zusammen. Besonders an Orten wie am Reumannplatz, die durch ein vielfäl-
tiges Nutzungsverhalten charakterisiert sind, können hohe Ansprüche an Sauberkeit 
nur sehr schwer erfüllt werden. Vor allem im interaktiven Workshop mit den Jugend-
lichen wurde Wien zwar generell als saubere Stadt beschrieben, fehlende Sauberkeit am 
Reumannplatz war hingegen ein großes Thema:

„Es ist oft so, dass sich Leute dort oben [zeigt auf Karte] treffen, etwas essen 
und einfach ihren Müll dalassen. Dosen, Kaugummis. Seit der Umgestaltung gibt 
es diese Betonbänke, die werden ziemlich schnell schmutzig. Außerdem gibt es, 
wenn es regnet, nur neben dem Tichy Bänke mit Tischen, und es gibt dieses ‚Alibi-
dach‘, das sind nur ein paar Balken, da wächst nichts drauf. Das heißt, es gibt 
auch keinen Schatten. Nur in der U-Bahn-Station kann man sich vor dem Regen 
schützen“ (IAW_2).
Die Schüler*innen gaben zudem allesamt an, sich am Reumannplatz nicht wohl-

zufühlen – vor allem nachts. So würden sie den Platz in ihrer Freizeit oder in Pausen 
nicht frequentieren und lediglich auf dem Weg zur Schule queren, sich jedoch nicht 
länger dort aufhalten. Ihr schwach ausgeprägtes Zugehörigkeitsgefühl zu diesem Ort 
spiegelt sich auch darin wider, wie sie öffentlichen Raum generell wahrnehmen und 
bewerten und wie sehr sie diese Bewertung mit bestimmten Nutzer*innen in Verbindung 
bringen. Das Erscheinungsbild eines öffentlichen Raums wird in der Wahrnehmung von 
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Nutzer*innen nicht nur mit seiner Gestaltung und der bebauten Umwelt in Verbindung 
gebracht, sondern auch mit den Personen, die sich dort aufhalten. Ihnen werden unter 
anderem über ihr Aussehen und ihr Auftreten Verhaltensweisen zugeschrieben, die 
erwünscht oder unerwünscht sind (Hunold 2005; Kern 2014; Mattissek 2005).

Wie der folgende Wortwechsel zeigt, identifizierten auch die Schüler*innen 
verschiedene Nutzer*innengruppen am Reumannplatz:

Interviewerin: „Wer nutzt den Platz?“
Person 1: „Eher viele Obdachlose, viele Arbeitslose, weil die sind immer da. Also 
auch eher ältere Personen, die wahrscheinlich schon in Pension sind, die Gemein-
schaft suchen, gerne unter Leuten. Auch der Spielplatz mit Kindern.“
Person 2: „Eigentlich ist jede Altersgruppe vertreten“ (IAW_2).
Aus der Wahrnehmung der Jugendlichen ging klar hervor, dass sich immer 

dieselben Personengruppen am Reumannplatz aufhalten, vorwiegend, wie es an einer 
anderen Stelle im Gespräch hieß,

„obdachlose oder drogenabhängige Personen, Familien mit Migrationshinter-
grund oder Pendler“ (IAW_2).
Es wurde somit eine gewisse Vielfalt der Nutzer*innengruppen festgestellt, auch 

in Bezug auf das Alter. Dies wurde jedoch nicht positiv bewertet, sondern ging vor 
allem mit Vorbehalten gegenüber bestimmten Nutzungsweisen einher, die stereotype 
Zuschreibungen und negative Wahrnehmungen verfestigen können.

5.1.2	Ausweichmöglichkeiten und Verlagerungsmechanismen

Von den Teilnehmenden beider Workshops wurde geschildert, dass es Bereiche 
auf dem Platz gibt, in denen sich zum Zeitpunkt der Gespräche Drogenhandel konzent-
rierte und wo sich vorwiegend Gruppen von Männern aufhalten, was vor allem von den 
Schüler*innen aufgrund negativer Sexismuserfahrungen als unangenehm empfunden 
wurde. Die Gruppendiskussionen haben zudem eindrücklich gezeigt, dass es aufgrund 
der Wahrnehmungen und Erfahrungen unterschiedliche Erwartungen an einzelne Plätze 
und ihre Nutzer*innenstruktur gibt. Plätze stehen immer in Relation zu ihrer Umgebung 
und sind nicht isoliert zu betrachten. Sie beeinflussen einander und geben Einblicke 
in sozioökonomische Unterschiede innerhalb eines Bezirks, wie das folgende Zwiege-
spräch aus dem ersten interaktiven Workshop zeigt:

Person 1: „Der größte Konflikt besteht darin, dass der Bezirk, die Stadt oder über-
haupt Österreich den Platz voller Seifenblasen blasender Kinder sehen möchte, 
die einfach da ganz ruhig spielen. Aber so sieht es am Reumannplatz überhaupt 
nicht aus.“
Person 2: „Beim Helmut-Zilk-Park ist das auch offensichtlich. Da beschweren sich 
die Anrainer darüber, dass Leute aus den alten Teilen vom Zehnten hinkommen 
und sich dort aufhalten, obwohl sie woanders wohnen.“
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Person 1: „Da brauchst du dir nur die Geschäfte anschauen, die es dort gibt: Am 
Reumannplatz gibt es ungefähr zehn Kebabstände, und im Zilk-Park bekommst du 
eine Quinoa-Bowl oder sowas in der Art“ (IAW_1).
Der angesprochene Helmut-Zilk-Park befindet sich im Sonnwendviertel, das auf 

dem Gelände eines ehemaligen Frachtenbahnhofs errichtet wurde. Mit 70.000 Quad-
ratmetern eine der größten Parkanlagen im inneren Teil Favoritens, umfasst der Park 
unter anderem einen Spielplatz, einen Motorikpark, ein Café und weitläufige Rasenflä-
chen. Aufgrund dieses Angebots wird er sowohl von unmittelbaren Anrainer*innen als 
auch von Menschen aus anderen Teilen des Bezirks genutzt. Durch die Schaffung neuer 
Räume entstehen jedoch auch Konflikte rund um unterschiedliche Vorstellungen von 
angemessenen Zielgruppen und entsprechender Nutzung.

Gleichzeitig haben die jungen Teilnehmer*innen angemerkt, dass sie sehr froh 
sind, dass mit dem Sonnwendviertel eine Ausweichmöglichkeit entstanden ist, die eine 
Alternative zum Reumannplatz und zur Favoritenstraße darstellt. Insbesondere die 
Cafés, aber auch der Park entsprachen dabei ihren Vorstellungen von Sauberkeit und 
Sicherheit, wie der folgende Ausschnitt aus dem Gespräch zeigt:

Person 1: „Dort ist es schöner, weil es dort ein bisschen offener wirkt.“

Person 2: „Ja, da sind so Neubauten, da ist es sehr schön, da waren wir auch 
schon mit der Schule.“

Person 1: „Da ist auch ein Café, da kann man hingehen.“

Person 4: „Da gehen wir auch in der Pause oder nach der Schule hin.“

Interviewerin: „Was ist schöner dort?“

Person 1: „Es ist schön offen, es ist hell, nicht so viele Leute, es sind auch nicht so 
enge Gassen, sondern breite Wege“ (IAW_2).
Das Sonnwendviertel ist ein Stadterneuerungsprojekt, das schon allein deshalb 

ein anderes Erscheinungsbild aufweist als die dicht bebaute Umgebung des Reumann-
platzes, wo sich vorwiegend Gründerzeithäuser und vereinzelt Gemeindebauten finden. 
Auch die Nutzer*innengruppen dieser Orte unterscheiden sich, wenngleich der ange-
sprochene Motorikpark im Helmut-Zilk-Park auch von vielen Personen genutzt wird, 
die nicht direkte Anrainer*innen sind. Diese trotzdem teilweise stark sichtbare räumliche 
und soziale Trennung von Bevölkerungsgruppen basiert auf Faktoren wie Einkommen, 
Herkunft und sozialem Status und wird durch den Immobilien- und Wohnungsmarkt 
teils verstärkt, in manchen Gegenden Wiens aber auch aufgeweicht, wenn es zu einer 
Vermischung verschiedener Wohnformen auf kleinem Raum kommt. Gerade wenn sich 
Parks in sozioökonomisch besser gestellten Gebieten befinden, wirft dies die Frage auf, 
für wen öffentliche Räume zugänglich sind, wie sie innerhalb von Bezirken verteilt 
sind, wer dort (nicht) willkommen ist und welche Nutzungen normiert und welche nicht 
geduldet werden.
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Ausweichverhalten, Verdrängung und Verlagerung sind dabei komplex mitei-
nander verwoben. Wahrgenommene und tatsächliche Ausschlüsse führen dazu, dass 
bestimmte Nutzer*innengruppen ihr Verhalten anpassen und auf andere Orte auswei-
chen, was wiederum räumliche Verlagerungen oder eine Konzentration von Nutzungen 
nach sich zieht. Diese Prozesse können sich gegenseitig verstärken und so dazu 
beitragen, soziale Ungleichheiten im öffentlichen Raum zu manifestieren.

5.1.3	(Un-)Erwünschtes Verhalten und das Beispiel Alkoholkonsum

Ein weiteres Beispiel, das rund um die Themen Nutzungsbedürfnisse und ange-
messene Raumnutzung genannt wurde, ist der Alkoholkonsum im öffentlichen Raum. 
Mehrere Teilnehmende teilten die Beobachtung, dass er unterschiedlich bewertet würde, 
je nachdem, wer Alkohol konsumiere und wo. In zugespitzter Form wurde das während 
der Covid-19-Pandemie sichtbar, wie aus den folgenden beiden Zitaten hervorgeht:

„Das ist natürlich immer die Frage: Wer darf wo Alkohol trinken, und wem wird 
es verboten? Dieses Phänomen haben wir auch während Corona erlebt. In der 
Stadt war’s verboten, und die Jugendlichen haben dort nicht sein dürfen, aber vor 
dem Schwarzen Kameel hat man Sekt trinken dürfen. Das nehmen wir natürlich 
sehr stark wahr, dass es eine unterschiedliche Bewertung gibt“ (EI_3).
„In der Pandemie haben Menschen in beengten Wohnverhältnissen den öffentli-
chen Raum oft stärker genutzt, weil sie aus ihren engen Strukturen herauswollten. 
Wir haben aber auch Zielgruppen, die vorher den öffentlichen Raum nicht so 
stark genutzt haben und während der Pandemie plötzlich das Homeoffice in den 
Park verlagerten oder ihren Prosecco tranken. Dabei haben sie aber nicht immer 
verstanden, warum auch eine obdachlose Person auf der Bank neben ihnen sitzt 
und eine Bierdose trinkt“ (EI_1).
Weiters weisen die Zitate auf die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie sowie 

der multiplen Krisen der letzten Jahre hin, die Personen in sozial prekären Verhältnissen 
und bereits marginalisierte Bevölkerungsgruppen meist stärker treffen. Solche gesell-
schaftlichen Krisen werden auch im öffentlichen Raum sichtbar und haben Einfluss 
auf das Nutzungsverhalten von Einzelpersonen und Gruppen. Die Pandemie hat dies 
ausdrücklich gezeigt und bei vielen Menschen auch ein Bewusstsein für die Bedeu-
tung von öffentlichen Räumen geschaffen. Während der Lockdowns waren die Bundes-
gärten (die fünf großen, innenstadtnahen Parks in Wien: Augarten, Belvederegarten, 
Burggarten, Schlosspark Schönbrunn und Volksgarten) geschlossen, was zu heftigen 
medialen, politischen und öffentlichen Auseinandersetzungen geführt hat.

Wie mehrere Interviewpartner*innen betonten, sind Drogenkonsum und -handel, 
Armut sowie Schmutz Phänomene einer Großstadt, die in größeren Ballungsräumen 
unweigerlich präsent und auch sichtbar sind. Unsere Interviewpartner*innen aus den 
Bereichen soziale Arbeit und Suchthilfe betonten daher einhellig, dass es eine Stärkung 
der urbanen Kompetenz brauche, um mit diesen Phänomenen umgehen zu können:
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„Wir als soziale Arbeit haben die Ansicht, man muss die urbane Kompetenz 
stärken, dass es in einer Stadt auch laut und schmutzig sein kann, und möchten in 
diese Richtung arbeiten“ (EI_3).
Außerdem merkten unsere Gesprächspartner*innen mehrmals an, dass Verbote 

oftmals lediglich zu Verdrängungsprozessen führen und das Problem an sich nicht 
lösen. Die Schutzzone und das damit in Verbindung stehende Alkoholkonsumverbot 
rund um den Keplerplatz (in der Nähe des Reumannplatzes) wurden ohne Einbeziehung 
der lokalen Stakeholder*innen durchgesetzt, wie das folgende Zitat zeigt:

„Ein Verbot des Alkoholkonsums ist natürlich ein Instrument, wie ich Menschen 
von einer Örtlichkeit verdränge – die Problemlagen dieser Menschen lösen 
sich aber dadurch nicht. Das sind politische Entscheidungen und politische 
Maßnahmen, polizeilich repressive Maßnahmen in einer hohen Eskalationsstufe. 
[…] Schutzzonen werden im politischen Diskurs von konservativen Parteien als 
Tools gesehen, und das ist natürlich dann spannend, wenn auch nicht konservative 
Parteien damit als Machtinstrument antworten – diplomatisch formuliert“ (EI_1).
Ähnlich wie bei dem bereits 2018 eingeführten Alkoholkonsumverbot am Praters-

tern, einem der wichtigsten innenstadtnahen Verkehrsknotenpunkte Wiens, ging der 
Errichtung der Schutzzone eine intensive mediale und politische Debatte voraus. 
Verboten wurde zudem lediglich der Konsum von Alkohol im öffentlichen Raum, der 
Verkauf in Geschäften und in der Gastronomie blieb weiterhin erlaubt. So waren vor 
Weihnachten Punschstände auf der Favoritenstraße aufgebaut, wie im ersten interak-
tiven Workshop kritisch angemerkt wurde. Dies verdeutlicht, dass solche Maßnahmen 
vor allem Menschen kriminalisieren, die sich bereits in prekären Lebenssituationen 
befinden, angeleitet von einem Sicherheitsversprechen an die mittleren und höheren 
Klassen (Diebäcker 2019). Die unterschiedliche Wertung von Alkoholkonsum zeigt, 
dass nicht Alkohol an sich das Problem ist, sondern die Frage, wo, wie und von wem 
er konsumiert wird. Dies steht in engem Zusammenhang mit verinnerlichten gesell-
schaftlichen Normvorstellungen, sozioökonomischen Machtverhältnissen und sozialen 
Abstiegsängsten (Glasauer 2005; Wehrheim 2004).

5.2	 Angst, (Un-)Sicherheiten und politisierte Sicherheitsdebatten

Auf das Thema (Un-)Sicherheit wurde bereits im vorherigen Kapitel implizit immer 
wieder hingewiesen, da es eng mit der Wahrnehmung von öffentlichen Räumen und 
den dort stattfindenden sozialen Interaktionen verknüpft ist. Dabei geht es um Fragen 
wie „Wer wird wie wahrgenommen?“, „Wer darf was, wo tun?“ und „Wer kann sich 
ohne Angst im öffentlichen Raum bewegen?“. Diese tauchten in unseren Gesprächen 
immer wieder auf und verdeutlichen, dass es sich um ein Querschnittsthema handelt, 
das sich durch verschiedene Aspekte des öffentlichen Lebens zieht. So berichteten die 
Jugendliche wiederholt, dass sie sich am Reumannplatz oft unwohl fühlten, während 
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in der Gruppe der Personen, die zum oder am Reumannplatz arbeiten, vor allem von 
der Kontrolle und der Verdrängung bestimmter Personengruppen berichtet wurde. In 
diesem Abschnitt soll nun untersucht werden, welche Konstruktionen von (Un-)Sicher-
heit wir in unserer Untersuchung gefunden haben und wie diese die Nutzung und die 
Verteilung öffentlicher Räume beeinflussen. Dabei gehen wir darauf ein, wie sich die 
Perspektiven und die Bedürfnisse unterschiedlicher Gruppen in Bezug auf (Un-)Sicher-
heit im öffentlichen Raum unterscheiden und wie verschiedene Maßnahmen wie das 
bereits erwähnte Alkoholkonsumverbot, aber auch Überwachung und Polizeipräsenz 
wahrgenommen werden.

5.2.1	Zu Verboten, Kontrollmechanismen und Videoüberwachung

 Die bereits im vorhergehenden Kapitel besprochenen Alkoholkonsumverbote sind 
nur ein Beispiel für räumliche Kontrolltechniken, die darauf abzielen, abweichende und 
unerwünschte Verhaltensweisen zu unterbinden. Neben dem Verbot von bestimmten 
Nutzungen ist die Ausweitung von (Video-)Überwachung ein beliebtes Mittel zur 
Regulierung und Kontrolle öffentlicher Räume und Stadtbewohner*innen geworden. 
Der Ausbau technischer Raumkontrollen wird mit der Reduktion von Kriminalität legi-
timiert, die zu mehr Sicherheit für alle Raumnutzer*innen führen soll. Die Markierung 
bestimmter Nutzungen und Orte als überwachenswert impliziert, dass diese Örtlich-
keiten als potenziell gefährlich eingestuft werden und es dort zu Straftaten kommen 
könnte. Solche repressiven Maßnahmen begünstigen Verdrängung, wie das folgende 
Zitat illustriert:

„Videoüberwachung hat auch einen Vertreibungseffekt, weil nicht umsonst hat 
dann der Franz-Jonas-Platz im 21. Bezirk als Nächster geschrien, als am Praters-
tern das Alkoholverbot eingeführt wurde. Ich glaube, es führt zu nichts, denn die 
Leute gibt es trotzdem. Die Leute müssen wir in Wien irgendwo unterbringen, und 
sie werden sichtbar sein“ (EI_4).
Im internationalen Vergleich ist Wien eine sehr sichere Stadt, wie in unseren Inter-

views betont wurde. Zwar wurde auch der Reumannplatz von den Expert*innen aus 
den Fachgebieten Jugend- und Sozialarbeit übereinstimmend als Ort beschrieben, an 
dem verschiedenste Nutzer*innengruppen relativ konfliktfrei nebeneinander existieren 
können, trotzdem gilt der Platz als gefährlich – vor allem nachts – und hat im öffentli-
chen Diskurs einen schlechten Ruf. Berichte von Messerattacken und anderen gewalt-
vollen Auseinandersetzungen in den letzten Jahren haben dieses Image weiter verstärkt. 
Zwar sind diese Angriffe ein Problem, sie sind aber auch ein Bestandteil des alltägli-
chen Lebens in einer Millionenstadt und kein Phänomen, das sich auf eine Örtlichkeit 
beschränkt. Der Reumannplatz ist daher ein gutes Fallbeispiel, um das Zusammenspiel 
von Angst- und subjektiven (Un-)Sicherheitsgefühlen vor dem Hintergrund politisierter 
Sicherheitsdebatten zu veranschaulichen.
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Abbildung 7:	Polizeiliche Bekanntmachung der Videoüberwachung am 
Reumannplatz

Foto: Ursula Reeger.

Am Reumannplatz wurde im Mai 2021 eine Videoüberwachung eingeführt. Die 
Kameras sind auf Lichtmasten montiert und können geschwenkt werden, sodass der 
gesamte Reumannplatz und Teile der umliegenden Gassen eingesehen werden können. 
Auf die Kameras wird aufmerksam gemacht, allerdings nicht in den Sprachen, die in 
Wien am weitesten verbreitet sind (neben Deutsch auf Englisch, Französisch und Italie-
nisch). Im Oktober 2022 wurde per Verordnung der Landespolizeidirektion Wien zudem 
500 Meter vom Reumannplatz entfernt die bereits erwähnte Schutzzone am Keplerplatz 
eingerichtet, um gegen die dortige Drogenszene vorzugehen. Eine solche Zone ermög-
licht es der Polizei, Personen, von denen laut Annahme der Polizei eine bestimmte 
Gefahr ausgeht, wegzuweisen und ihnen das Betreten der Schutzzone zu untersagen.

Schutzzonen werden insbesondere in der Nähe von Schulen und Kindergärten 
eingerichtet, vorausgesetzt, „dass an diesem Ort überwiegend minderjährige Menschen 
in besonderem Ausmaß von gerichtlich strafbaren Handlungen nach dem Strafgesetz-
buch (StGB), nach dem Verbotsgesetz (VerbotsG) oder nach dem Suchtmittelgesetz 
(SMG) bedroht sind“ (<oesterreich.gv.at> o. J.). Das heißt, dass – anders als von 
vielen wahrgenommen – eine Schutzzone kein Alkoholkonsumverbot bedeutet, sondern 
den Schutz Minderjähriger vor dem Kontakt mit Suchtmitteln ins Zentrum stellt. Am 
Keplerplatz wurde die Schutzzone im Jahr 2024 noch einmal von April bis Oktober 
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verlängert (Landespolizeidirektion Wien 2024). Bezirksräte der FPÖ Favoriten 
stellten trotzdem einen Antrag an die Bezirksvertretung zur Umsetzung eines Alkohol-
konsumverbots am Keplerplatz. Wie schon im vorherigen Kapitel erwähnt, waren sich 
die Teilnehmenden des ersten Workshops einig, dass Zeichen von Armut und Sucht-
krankheit weiterhin im öffentlichen Raum sichtbar sein werden, auch wenn sie von 
bestimmten Orten verdrängt werden.

Im Gegensatz zu sanften Maßnahmen und niederschwelligen Angeboten, wie 
in den Gesprächen gefordert wurde, wurden im Gespräch mit den Schüler*innen eine 
Hoffnung und ein Wunsch nach einem absoluten Maß an Sicherheit deutlich – Krimina-
litätsfurcht ist zu einem Thema geworden, das alle Nutzer*innen des öffentlichen Raums 
betrifft, auch wenn die tatsächliche Viktimisierung gering ist (s. auch Hunold 2005). 
Mehr als ein*e Teilnehmer*in schlugen eine höhere Polizeipräsenz und die Einrichtung 
einer Polizeistation direkt am Reumannplatz vor, um die wahrgenommenen Sicherheits-
defizite zu beheben:

„Was die Sicherheit wahrscheinlich erhöhen würde, wenn auf der Straße, wo der 
Tichy und die Apotheke sind, noch ein kleines Polizeikommissariat hinkommt. 
Das würde die Leute abschrecken, einfach weil sie gleich sehen, dort ist Polizei“ 
(IAW_2).
Das Bedürfnis nach mehr Polizei zur Abschreckung und damit dem Verhindern 

potenzieller Straftaten zeigt, dass es weniger um tatsächlich strafrechtlich relevante 
Delikte geht, sondern vielmehr um das subjektive Gefühl, dass im Fall des Falles gleich 
Hilfe zur Stelle ist. Erhöhte Polizeipräsenz zur Einschüchterung und Abschreckung 
stärkt die Polizei als Ordnungsmacht, die vorbeugend und nicht mehr ausschließlich 
reaktiv handeln soll (Hunold 2005). Zudem kann ein Mehr an Polizei auch sugge-
rieren, dass man dort, wo Polizei ist, erst recht Angst haben muss. Das heißt, dass sich 
die Wahrnehmung von mehr Polizist*innen angststeigernd auswirken kann.

Eine verstärkte Polizeipräsenz erhöht außerdem die Gefahr des racial profiling, 
also des Kontrollierens von Gruppen, denen bestimmte Merkmale zugeschrieben 
werden. Disziplinierungsmaßnahmen gegen diese Gruppen werden nicht als Einschrän-
kung persönlicher Rechte wahrgenommen, sondern als notwendige Maßnahmen 
zur Herstellung von Sicherheit und Ordnung. Jugendliche, die migrantisch gelesen 
werden und Erfahrungen mit Diskriminierung haben, hätten daher den Wunsch nach 
mehr Polizei möglicherweise so nicht geäußert (Bittner 2010; Danz 2022; El-Tayeb 
& Thompson 2019; Luimpöck & Wild 2020). Die Sehnsucht nach mehr Polizei trotz 
funktionierender Versorgungsstrukturen offenbart jedenfalls das „paradoxe Auseinan-
derfallen“ (Schmincke 2009, p. 58) der tatsächlichen Kriminalitätslage und der Angst 
davor, Opfer einer Straftat zu werden.
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5.2.2	Konsequenzen von Kontrollen und Verboten

Sowohl in den Expert*inneninterviews als auch im ersten interaktiven Workshop 
wurden Schutzzonen als Machtinstrumente, die lediglich zu weiterer Marginalisierung 
und Verdrängung führen, scharf kritisiert. Zwar wurde nach der Einführung der Schutz-
zone ein Rückgang des Drogenhandels direkt vor Ort verzeichnet, allerdings war eine 
Ursache dafür auch das kältere Wetter im Oktober 2022 – ein Effekt, der nur vorüber-
gehend war:

„Wir haben einen Anstieg festgestellt, jetzt [März 2023, Anm.], wo es wieder 
wärmer wurde. Im Grunde gibt es keinen Unterschied zwischen vorher und 
nachher. Es ist zwar mehr Polizei vor Ort, aber sobald sie weg ist, fangen die 
Leute wieder an zu dealen“ (IAW_1).
In den Gesprächen wurde wiederholt darauf hingewiesen, dass Verbote keine 

Lösung des zugrundeliegenden Problems sind. Das Alkoholkonsumverbot am Praters-
tern hat etwa dazu geführt, dass sich Gruppen andere Orte suchen, um zum Beispiel 
Polizeirepression zu entgehen. Viele Personen, die sich zum Trinken am Praterstern 
trafen, haben den Platz trotzdem nicht verlassen. Im Gegenteil, manche nehmen auch 
eine gleichgültige oder sogar provokante Haltung gegenüber der Polizei ein.

Örtlichkeiten wie der Praterstern und der Keplerplatz haben für manche Personen, 
die sich dort aufhalten, eine wichtige soziale Funktion. Es gibt Zusammenhalt unter-
einander, innerhalb der Gruppen existieren langjährige Beziehungen, und es herrscht 
ein Gefühl von sozialer Zugehörigkeit. Diese Gemeinschaft in Gruppen hat schließlich 
auch eine sicherheitsstiftende Funktion, die nicht zu unterschätzen ist (Huber 2023; 
Liepold 2021). Wie Liepold (2021) durch Interviews mit marginalisierten Personen 
am Praterstern aufzeigt, sind Geldstrafen beim Verstoß gegen das Alkoholkonsum-
verbot für viele keine Abschreckung, da sie sie ohnehin nicht zahlen können. Darüber 
hinaus ist die Aussicht auf eine Nacht im Polizeianhaltezentrum für manche nicht 
einschüchternd, sondern kann auch die Möglichkeit für ein Dach über dem Kopf sein, 
zumindest für eine Nacht.

Nach Angaben unserer Interviewpartner*innen wurde das Problem des Drogen-
handels und -konsums durch die Schutzzone am Keplerplatz nicht gelöst, sondern in 
umliegende Parks und auch 500 Meter weiter auf den Reumannplatz verlagert. Drogen-
konsum und -handel am Keplerplatz werden vor allem mit jungen Menschen in Verbin-
dung gebracht und dabei oft mit Personen, die häufig illegalisiert sind. Die soziale Arbeit 
und die Jugendarbeit können dieser Gruppe kaum etwas bieten, da sie durch ihren irre-
gulären und prekären Aufenthalt oftmals keinen Zugang zum Arbeitsmarkt sowie zu 
Bildungs- und anderen Unterstützungsleistungen hat.

Die Schutzzone wirkt somit in mehrfacher Hinsicht stigmatisierend, da sie 
sowohl die Örtlichkeit als problematisch kennzeichnet als auch zu vermehrten Kont-
rollen, Verdrängung und Verfolgung bestimmter Gruppen führt, die eigentlich Unter-
stützungsangebote benötigen würden. Diese Beispiele verdeutlichen, dass Maßnahmen, 
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die die Sicherheit bestimmter Gruppen erhöhen sollen, die Unsicherheit anderer 
Gruppen verstärken können. Dies geschieht einerseits durch polizeiliche Überwachung 
und vermehrte Kontrollen, die die Verdrängung und die Sanktionierung bestimmter 
Gruppen zur Folge haben, andererseits auf eine subtile Art und Weise, indem bestimmte 
Gruppen in öffentlichen und medialen Diskursen als gefährlich dargestellt werden und 
in der Folge unter Stigmatisierung und Diskriminierung leiden – etwa aufgrund ihres 
Geschlechts, ihres Erscheinungsbilds oder ihrer Hautfarbe.

5.2.3	Die Politisierung von (Un-)Sicherheit und ihre Folgen

Unsicherheit ist nicht nur ein subjektives Empfinden, sondern wird gesellschaft-
lich und politisch hergestellt, verhandelt und instrumentalisiert. Die Politisierung von 
Unsicherheit zeigt sich darin, wie bestimmte Wahrnehmungen und Themen aufge-
griffen, verstärkt und in konkrete Maßnahmen, Diskurse und Regulierungen des öffent-
lichen Raums übersetzt werden. In einem Interview wurde dies exemplarisch anhand 
der Entstehung der Fair-Play-Teams angesprochen:

„Da wurde deutlich gemacht: ‚Wir kümmern uns um das subjektive Unsicherheits-
empfinden von Menschen im öffentlichen Raum‘, was ja sehr eigenartig ist, weil 
wenn man sich die Fakten anschaut, ist die objektive Sicherheit in Wien so groß 
wie noch nie zuvor. Aber die subjektive Unsicherheit ist offensichtlich auch so 
groß wie noch nie zuvor. Das klafft total auseinander. Die Debatte dreht sich jetzt 
um die subjektive Unsicherheit und dass man da etwas tun muss. Das hat natürlich 
mit Normvorstellungen in Bezug auf öffentlichen Raum zu tun, das ist für Adres-
sat*innen in der sozialen Arbeit und der Jugendarbeit höchst problematisch, weil 
es natürlich Exklusion zur Folge hat“ (EI_5).
Nicht immer wird durch Sicherheitsmaßnahmen auf eine tatsächliche Steigerung 

sicherheitsrelevanter Vorfälle reagiert, sondern vielmehr auf subjektive Sicherheits-
empfindungen und Nutzungskonflikte. Oft hängt dies auch mit der Berichterstattung 
über bestimmte Örtlichkeiten zusammen. Dies wurde besonders in Bezug auf den 
Reumannplatz deutlich, der als inhärent unsicher, als „sozialer Brennpunkt“ und sogar 
als „No-Go-Area“ dargestellt wurde. Dies wurde in den Gesprächen und in den Inter-
views als unverhältnismäßig kritisiert. So sei der schlechte Ruf des Reumannplatzes 
nicht gerechtfertigt und „medial aufgeblasen, politisch aufgeblasen“ (IAW_1). Im 
ersten interaktiven Workshop wird das Framing des Reumannplatzes näher beschrieben:

„Eine Zeit lang war ja auch der Begriff No-Go-Zones beliebt. Wenn du lang 
genug suchst, findest du sicher jemanden, der Favoriten auch so bezeichnet, was 
ich absolut nicht unterschreiben würde. Aber das kriegen die Leute dort mit. Die 
dort aufwachsen, wissen, dass sie anders sind als die Kinder im 19., die in ein 
Gymnasium gehen und wo der Papa Arzt ist. Das kriegen sie definitiv mit, und das 
schadet ihnen“ (IAW_1).
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Das Stigmabewusstsein von Jugendlichen aus Innerfavoriten wird in diesem 
interaktiven Workshop als hoch eingeschätzt. Die zitierte Person aus dem Bereich der 
Jugendarbeit betont, dass junge Menschen aus der Gegend um den Reumannplatz die 
negative Berichterstattung wahrnehmen und verinnerlichen. Sie wissen also, dass ihr 
Herkunftsbezirk vorurteilsbehaftet und negativ konnotiert ist. Auf der anderen Seite 
wird der Reumannplatz aber auch als ikonischer Ort und in gewisser Weise als Wahr-
zeichen des Stadtteils wahrgenommen, was Raum für Identifikation schafft. Dieses 
Spannungsfeld wird auch im folgenden Auszug aus dem Gespräch der Schüler*innen 
deutlich:

Person 1: „Wenn man sagt, man geht am Reumannplatz in die Schule, dann kommt 
als Erstes: ‚Ach, der Reumannplatz.‘“ (alle lachen)

Interviewerin: „Was sind die Assoziationen, die Leute mit dem Reumannplatz 
haben?“

Person 4: „Tichy.“ (alle lachen)

Person 1: „Eher so negativ …“

Person 2: „Es passiert ja auch öfters was.“

Person 1: „Auch außerhalb von Wien, wenn ich bei meiner Familie bin am Land, 
und ja, den Reumannplatz, den kennt man irgendwie, weil da immer irgendwas ist.“

Person 4: „Ist das übertrieben oder zu krass?“

Person 1: „Also es passiert schon öfters was, das ist jetzt nicht übertrieben. Also 
man muss schon aufpassen. Ich würde am Abend nicht alleine hierher spazieren“ 
(IAW_2).
Hier wird deutlich, dass die Schüler*innen einerseits zwar wahrnehmen, dass sie 

oft mit unangenehmen Nachfragen oder Kommentaren konfrontiert sind, wenn sie mit 
dem Reumannplatz assoziiert werden, sie andererseits aber gleichzeitig das negative 
Image des Reumannplatzes durchaus als gerechtfertigt erachten und sich auch bewusst 
sind, dass die öffentliche Wahrnehmung durchaus vielschichtig ist.

5.2.4	Alltägliche Unsicherheiten von Mädchen

In unseren interaktiven Workshops wurden Angst und Unsicherheit im öffentlichen 
Raum durchwegs als Themen wahrgenommen, die maßgeblich Frauen betreffen. Auch 
bei unseren eigenen Besuchen fiel uns die Abwesenheit dieser Bevölkerungsgruppe auf 
– eine Beobachtung, die sich mit den Gesprächen in den interaktiven Workshops deckt: 

„Obdachlose, wohnungslose Frauen sehen wir nicht, wobei das teils daran liegt, 
dass die das gut verstecken und nicht erkennbar sind. Frauen allgemein im zehnten 
Bezirk – das ist sehr schwierig teilweise. Das startet schon mit 15, 16 Jahren. Der 
einzige Ort, wo Frauen fast überrepräsentiert sind, ist der Spielplatz“ (IAW_1).
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Die jungen Frauen im zweiten interaktiven Workshop betonten, dass sie sich vor 
allem am Abend nicht mehr gern in der Gegend rund um den Reumannplatz aufhalten 
würden und es zunehmend auch für junge Männer nicht sicher sei. Als unangenehme 
Verhaltensweisen wurden unter anderem Anstarren und Ansprechen beschrieben. Die 
jungen Workshopteilnehmer*innen waren sich einig, dass es für Mädchen und junge 
Frauen besonders unsicher sei, sich am Reumannplatz aufzuhalten, und sie sich vor 
allem bei Dunkelheit unwohl fühlen würden:

„Ich bin selten am Reumannplatz, nur wenn ich zur Schule gehe. Aber wenn ich 
dort bin, dann meistens mit einer Freundin oder mit Buben, weil ich mich dann 
viel sicherer fühle“ (IAW_2).
Während einige der Mädchen erzählten, dass sie sich lieber in Begleitung eines 

männlichen Freundes dort aufhalten wollten, ergänzte ein*e Teilnehmer*in, dass es am 
Reumannplatz auch für junge Männer und generell für jüngere Menschen nicht sicher 
sei. Dabei machten sie ihr Unwohlsein vor allem an bestimmten Personen fest, deren 
Präsenz sie als unangenehm empfinden, wobei bestimmte Stereotype zum Vorschein 
kommen:

„Ich fühl mich dann generell nicht so wohl dort, vor allem wenn es Abend wird. 
Ich habe es noch besser, weil ich männlich bin. Aber für andere ist es noch unan-
genehmer, sich dort hinzusetzen, wenn daneben eine Person sitzt, die wahrschein-
lich seit zwei Jahren keine Dusche, keinen Job und nur noch Drogen gesehen hat. 
Oder daneben sich Personen aufhalten, die nur da sind, um ihre Aggressionen 
rauszulassen“ (IAW_2).
Auch aus anderen Forschungsergebnissen geht hervor, dass „Erscheinungsbild, 

Optik und Sichtbarkeit als die für ‚den Bürger‘ zentralen Probleme […] benannt werden 
und weniger eine unmittelbare Bedrohung durch Straftaten“ (Schmincke 2009, p. 160). 
Diese Verknüpfung von Sicherheit und Sauberkeit wurde auch in einem der Expert*in-
neninterviews erwähnt:

„Wenn Stadtteile nicht so gepflegt sind, wenn es schmutziger ist oder wenn eben 
auch Menschen wahrgenommen werden, denen man ihre Erkrankung oder auch 
ihre Armut ansieht, ist es natürlich bei der Bevölkerung, die das Wissen nicht 
haben oder auch diese urbane Kompetenz nicht haben, ein Thema, dass Sauber-
keit und Sicherheit verflochten werden“ (EI_1).
Neben der Anwesenheit bestimmter Personengruppen wurde auch die bebaute 

Umwelt als Ursache für Unsicherheiten identifiziert, was in beiden Workshops thema-
tisiert wurde:

„Die Neugestaltung ist wirklich gut gelungen, aber trotzdem ist es unangenehm, 
wenn man als junge Frau oder junges Mädchen an einem Freitag um 21 Uhr 
vorbeigeht“ (IAW_1).
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Dies deckt sich mit den Erfahrungen der Schüler*innen, die sich unter anderem für 
eine bessere Beleuchtung aussprachen:

Person 1: „Der Reumannplatz ist so dunkel am Abend. Also ein bisschen heller 
machen wäre gut. Wenn wir zum Beispiel um 18 Uhr [Schule] aushaben, im 
Winter, dann ist es so dunkel, da zur U-Bahn [von der Schule], dort sind gar keine 
Lampen, und man muss da durch gehen, das ist ungut.“ 
Person 2: „Auch die Straßenbahnstation und die Busstation“ (IAW_2).
Die teilweise sehr unterschiedlichen Wahrnehmungen der Teilnehmenden der 

beiden Workshops sind nicht überraschend, da Unsicherheit, wie bereits erwähnt, eine 
stark subjektive Komponente hat (s. z.B. Day 2006, 2001; Pain & Smith 2008; Ruhne 
2011) und von den jungen Teilnehmer*innen intersektionale Aspekte und damit in 
Zusammenhang stehende Ausschlussmechanismen weitgehend ausgeblendet wurden.

Obwohl in Sicherheitsdebatten häufig ein deutlicher Fokus auf Mädchen und 
Frauen gelegt wird, bleibt die Perspektive besonders vulnerabler Gruppen wie der 
im Zitat angesprochenen jungen Frauen häufig ausgeblendet. Kritische Forschung zu 
Sicherheitsdebatten im städtischen und nationalen Kontext zeigt, dass zumeist die (Un-)
Sicherheiten von weißen Frauen aus der Mittelschicht im Vordergrund stehen (s. z.B. 
Åse 2019; Khalid 2019; Listerborn 2016).

Auch im Handbuch „Gender Mainstreaming in der Stadtplanung und Stadtent-
wicklung“ der MA 18 wird zwar betont, dass „Sicherheit im öffentlichen Raum […] 
ein zentrales Ziel gendersensibler Planung [ist]“ (Stadt Wien, Magistratsabteilung 
18 – Stadtentwicklung und Stadtplanung 2013, p. 44), jedoch bleibt die Kate-
gorie „Frau“ weitgehend homogenisiert, und es erfolgt keine differenzierte Betrachtung 
unterschiedlicher Erfahrungen und Bedürfnisse. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig 
zu betonen, dass sich die Sicherheitsbedürfnisse und -wünsche der teilnehmenden 
Schüler*innen des zweiten Workshops nicht stellvertretend für die Sicherheitsanforde-
rungen aller Frauen in Wien verallgemeinern lassen. Dennoch ist diese Perspektive sehr 
bedeutsam, da sie Einblicke in spezifische Erfahrungen junger Frauen liefert, die in 
etablierten Sicherheitsdebatten häufig marginalisiert oder übersehen werden.

5.2.5	Raumaneignung und das Beispiel Reumädchenbühne

Um dem fehlenden Zugehörigkeitsgefühl und der Verdrängung von Mädchen und 
jungen Frauen aktiv gegenzusteuern, wurde 2013 ein Prozess initiiert, um die Posi-
tion von Mädchen im öffentlichen Raum zu stärken und ihre Möglichkeiten zur Mitge-
staltung und Raumaneignung zu unterstützen. Im Rahmen eines Beteiligungsprozesses 
wurden die Ideen und Wünsche von Mädchen berücksichtigt, die unter anderem zur 
Gestaltung der Reumädchenbühne und der Einweihung des Reumädchenplatzes führten. 
Die Bühne wurde im Herbst 2020 eröffnet und dient als Ort für Konzerte, Lesungen, 
Veranstaltungen und Aktionen beispielsweise zum Weltfrauentag (Agenda Favoriten 
o. J.; <partizipation.at> o. J.).
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Die Reumädchenbühne kam auch in den interaktiven Workshops als Ort der Iden-
tifikation für Mädchen, aber auch als gutes Beispiel, wie einer marginalisierten Gruppe 
erfolgreich Gehör geschenkt wurde, zur Sprache, gleichzeitig wurde beobachtet, wie 
schwierig es durchzusetzen ist, dass dieser Raum tatsächlich von Mädchen und Frauen 
genutzt und als Angebot angenommen wird. Wie eine Person anmerkte, ist es „auch 
nicht so, als würden sich dort immer Mädchen aufhalten, leider“ (IAW_1).

Abbildung 8:	Die Reumädchenbühne am Reumannplatz

Foto: Ursula Reeger.

Vor allem die jungen Teilnehmerinnen des zweiten Workshops stellten das Projekt 
jedoch infrage, da die Bühne nur selten bespielt wird und sie sich dort nicht exponieren 
möchten. Stattdessen würden sie grüne und sichere Räume bevorzugen, wo sie in Ruhe 
mit einer Gruppe von Freund*innen sitzen können, ohne von anderen gestört zu werden, 
wie im folgenden Gesprächsausschnitt wiedergegeben wird:

Person 1: „Wenn es schon eine Bühne sein soll, dann wäre besser, statt einfach nur 
Betonblöcke, da Blumentöpfe hinzustellen oder so …“
Person 2: „Ja, weil es sieht irgendwie voll kalt aus, wie so ein Gefängnis.“
Person 3: „Oder Bäume und Schatten.“



50 Empirische Ergebnisse

Person 1: „Ein Dach wäre auch gut, oder wenn man da etwas drüberwachsen 
lässt. Oder wenn da Tische stehen würden oder so, dass man sich da aufhalten 
kann.“
Person 2: „Ja, wenn vielleicht so Wein drüber wachsen würde oder so, das wär 
cool.“
Person 1: „Oder Bänke, das wäre auch schon gut“ (IAW_2).

Die Reumädchenbühne wurde initiiert, um Mädchen und weibliche Jugendliche 
– im wahrsten Sinne des Wortes – in den Mittelpunkt zu stellen. Die Ansprüche und 
Bedürfnisse von Mädchen und jungen Frauen im Hinblick auf den öffentlichen Raum 
sind jedoch vielfältig und können, wie unsere Ergebnisse zeigen, nicht lediglich durch 
die Umsetzung eines Top-down-Projekts gelöst werden. Der im zweiten Workshop 
geäußerte Wunsch weiblicher Jugendlicher nach geschützten Rückzugsorten steht im 
Widerspruch zu Sicherheit durch Einsehbarkeit, Beleuchtung und soziale Kontrolle.

Obwohl die Implementierung des Projekts darauf hinweist, dass politischen 
Entscheidungsträger*innen das Problem der Abwesenheit von Mädchen und jungen 
Frauen im öffentlichen städtischen Raum bewusst ist, zeigt das Beispiel der Reumäd-
chenbühne auch die Grenzen einer solchen Maßnahme auf, die auf einen Ort beschränkt 
ist. Auf der einen Ebene leistet sie einen Beitrag zur Sensibilisierung für die Sichtbarkeit 
von Mädchen im öffentlichen Raum und bietet Akteur*innen eine Plattform zur Vernet-
zung und gemeinsamen Organisation von Veranstaltungen. Die Initiative adressiert auf 
der anderen Seite jedoch vor allem Symptome, ohne die strukturellen Barrieren und die 
sozialen Normen, die Ausschlüsse bedingen, nachhaltig zu verändern.

Projekte wie die Reumädchenbühne zeigen zudem, dass es keinen „One size fits 
all“-Ansatz für die Förderung von Mädchen im öffentlichen Raum gibt. Das Projekt 
kann zwar zur Sichtbarkeit einzelner Initiativen beitragen, unterstützt die alltägliche 
Raumaneignung von Mädchen jedoch nur begrenzt. Um auch jene anzusprechen, die 
sich üblicherweise nicht an partizipativen Prozessen beteiligen, sind differenzierte 
Beteiligungsformate notwendig, die verschiedene Zielgruppen adressieren (Björnson 
2014; Lööv 2015). Eine dichotome Unterscheidung zwischen den Bedürfnissen von 
Mädchen und Buben birgt darüber hinaus das Risiko, bestehende Geschlechterstereo-
type zu verstärken und Kinder sowie Jugendliche auszuschließen, die sich nicht binär 
identifizieren (Luimpöck & Wild 2020; Sandström et al. 2024). Die zentrale Heraus-
forderung besteht daher darin, Maßnahmen zu entwickeln, die flexibel auf die unter-
schiedlichen Bedürfnisse einer sehr heterogenen Gruppe – in diesem Fall Mädchen – 
eingehen und verschiedene Formen der Teilhabe im öffentlichen Raum fördern.

5.2.6	Unsicherheit durch Mehrfachkrisen

In unserem interaktiven Workshop mit den Schüler*innen sind noch zwei weitere 
Themen aufgefallen, die das Themenfeld (Un-)Sicherheiten erweitern: einerseits ihre 
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Erfahrungen mit den multiplen Krisen der letzten Jahre und andererseits sicherheitsstif-
tende Momente in ihrem Alltag. Beides sind Themen, die nicht durch Versicherheitli-
chung im Sinne eines Ausbaus von Überwachung und Kontrolle gelöst werden können. 

Die Jugendlichen, mit denen wir gesprochen haben, haben durch die Covid-
19-Pandemie einschneidende Erlebnisse gemacht, die ihre sozialen Interaktionen, ihre 
psychische Gesundheit sowie ihre Bedürfnisse nach Sicherheit und Rückzug beeinflusst 
haben und die durch andere Krisen wie den Ukrainekrieg, die Klimakrise und die Infla-
tion teilweise noch verstärkt wurden. Die Jugendlichen verbrachten prägende Schuljahre 
wegen mehrerer Lockdowns mit distance learning zu Hause. Sie sind sich dieser Krisen 
sehr bewusst, wie der folgende Auszug aus dem zweiten interaktiven Workshop zeigt:

Person 2: „Klar, diese Krisen, die wir in jüngster Zeit erlebt haben, betreffen uns 
alle auf verschiedene Weisen. Dessen sind wir uns auch bewusst. Es ist generell 
so, dass die Inflation die Armut weiter in die Höhe treibt und dass es Familien, die 
schon sozial benachteiligt waren, jetzt noch schwieriger haben. Ich denke, das ist 
hier und da sichtbar.“

Person 3: „Lebensmittel sind teurer geworden. Nicht nur wegen der Inflation, 
auch durch die Pandemie und den Krieg.“

Person 4: „Ich finde, das hat nicht nur auf das Geld eine Auswirkung gehabt, 
sondern die Pandemie hat auch auf jeden Fall Auswirkungen auf die Psyche 
gehabt. Ich habe erst während der Pandemie meine Panikattacken entwickelt. Es 
hat nicht nur mit dem Geld zu tun“ (IAW_2).

In einem Bericht aus dem Jahr 2023 notiert der Rechnungshof Österreich eine 
„gestiegene Nachfrage nach Unterstützungsleistungen im Bereich der Schulpsycho-
logie und der Schulsozialarbeit“ (2023, p. 110), die sogar zu einer Budgetaufstockung 
durch das Bildungsministerium führte. Lockdowns, Schulschließungen und Phasen des 
distance learning waren belastend für Schüler*innen und wirkten sich negativ auf ihr 
Wohlbefinden aus, so der Rechnungshof. Forschungen zur psychischen Gesundheit von 
Jugendlichen während der ersten Jahre der Corona-Pandemie zeigen einhellig auf, dass 
die Lockdowns negative Auswirkungen hatten (s. z.B. Holtmann et al. 2023; Hurrel-
mann & Albrecht 2021; Kauer-Berk & Schnetzer 2022; Lienbacher 2022; Ravens-
Sieberer et al. 2021; Schnetzer et al. 2021). Auch eine Studie von Anfang 2021 zur 
psychischen Gesundheit von Schüler*innen in Österreich zeigt, dass die Pandemie die 
psychische Gesundheit von Jugendlichen stark beeinträchtigte. Viele litten unter depres-
siven Symptomen, Ängsten, Schlafstörungen und sogar suizidalen Gedanken. Die 
langfristigen Auswirkungen dieser Belastungen sind noch nicht vollständig erforscht 
(Donau-Universität Krems 2021).

Neben herausfordernden Themen wie Zugang und Zugehörigkeit zum öffentli-
chen Raum sowie mentale Gesundheit wurde auch besprochen, was den jungen Teil-
nehmenden des zweiten Workshops das Gefühl gibt, sich zu Hause zu fühlen:
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„Ich glaube, Sicherheit spielt eine große Rolle und Familiarität. An einem Ort, wo 
ich mich nicht sicher fühle, kann ich mich auch nicht zu Hause fühlen. Ich muss 
offen sein können, aufgenommen werden und einfach so sein können, wie ich bin“ 
(IAW_2).
Personen um sich zu haben, die man gernhat, die eigene Meinung äußern zu 

können, Fehler machen zu dürfen, sich wohlzufühlen und über seine Gefühle sprechen 
zu können, waren weitere wichtige Aspekte, die genannt wurden. Die Aussagen deuten 
an, dass Geborgenheit und Sicherheit für die Jugendlichen stark mit einem Gefühl von 
Zugehörigkeit zusammenhängen. Zuhause ist für sie kein konkreter Platz, sondern 
Räume, die dadurch geschaffen werden, dass sie sie selbst sein können und dafür akzep-
tiert werden. Dies deckt sich auch mit Forschung zum sicherheitsstiftenden Potenzial 
von gemeinschaftlicher Zugehörigkeit. In der Literatur wird großes Augenmerk auf 
die sozialen Bindungen zu Familie und Freund*innen gelegt. Eltern und Familien sind 
immer mehr im Fokus für Sensibilisierung und präventive Maßnahmen in Bezug auf 
Polarisierung und auch Radikalisierung (s. z.B. Braga et al. 2019; Brandén et al. 2021; 
Levy et al. 2024; McIntyre & Neuhaus 2021).

Dieser kurze Einblick in die Betroffenheit von Jugendlichen durch multiple Krisen 
verdeutlicht die Dringlichkeit ihrer gleichberechtigten Teilhabe am öffentlichen Leben 
im Allgemeinen und im öffentlichen Raum im Besonderen. Eine tiefergehende und 
sinnhafte Berücksichtigung der Stimmen der jüngeren Generation ist von entschei-
dender Bedeutung für kommende gesellschaftliche Entwicklungen (s. z.B. Hurrel-
mann & Albrecht 2021). Darunter fallen neben psychischer Gesundheit und Armut 
auch Zukunftssorgen in Bezug auf den Klimawandel.

Unsere Studie offenbart in diesem Zusammenhang eine klare Generationenkluft, 
da es nahezu ausschließlich die jungen Teilnehmer*innen waren, die die Bedeutung von 
Klimaanpassungsmaßnahmen, wie etwa mehr Begrünung und Beschattung im öffent-
lichen Raum, kontinuierlich betonten. In Wien werden Hitzewellen den bestehenden 
Mangel an öffentlichem Raum und den Nutzungsdruck weiter verschärfen und neue 
Ausgrenzungen und Verdrängungen schaffen. Dies stellt eine neue Herausforderung dar, 
und es müssen Konzepte entwickelt werden, wie mit solchen Problemen umzugehen 
ist, da dies Auswirkungen auf Benutzer*innengruppen und auf diejenigen hat, die im 
öffentlichen Raum arbeiten.
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6	 Diskussion und Conclusio: Inklusion, Exklusion und 
(Un-)Sicherheiten im öffentlichen Raum

In diesem Kapitel greifen wir die zentralen Ergebnisse der Studie auf und ordnen 
sie im Hinblick auf Mechanismen von Inklusion, Exklusion und Verdrängung ein. 
Ziel ist, die empirischen Befunde nicht nur zusammenfassend darzustellen, sondern 
sie kritisch in bestehende theoretische und empirische Debatten einzuordnen. Dabei 
wird herausgearbeitet, wie unterschiedliche Formen von Zugehörigkeit und Ausschluss 
produziert, verhandelt und legitimiert werden, welche Rolle strukturelle Machtverhält-
nisse dabei spielen und wie sie sich auf sozialräumliche Dynamiken auswirken. Auf 
diese Weise trägt die Diskussion dazu bei, die ambivalenten Effekte der untersuchten 
Prozesse sichtbar zu machen und ihre weiterführenden Implikationen zu reflektieren.

Dass der öffentliche Raum in Städten „umkämpft“ ist, wird nicht erst durch unsere 
empirische Studie deutlich, sondern verweist auf ein zentrales Thema der Stadtfor-
schung. Die Frage, für wen öffentliche Räume zugänglich sind, wer seine Nische findet 
und wer sich (nicht) zugehörig fühlt, führt schließlich zum Spannungsfeld zwischen 
Exklusion und Inklusion. Junge Menschen und bestimmte Gruppen wie Menschen mit 
Migrationsbiografie und Suchtkranke sind im öffentlichen Raum häufig mit Kontrolle 
und Verdrängung konfrontiert. Die Auseinandersetzungen um diese Themen dienen 
als Mikrokosmen, die größere gesellschaftliche Entwicklungen und Machtdynamiken 
widerspiegeln, die durch die Privatisierung, die Kommerzialisierung und die Versicher-
heitlichung dieser Räume verstärkt wurden (s. z.B. Luimpöck & Wild 2020; Mattissek 
2005). Dieses ambivalente Verhältnis zwischen Inklusion und Exklusion wurde vor 
allem durch die Perspektiven der Expert*innen aus dem Bereich der sozialen Arbeit 
deutlich. Diese betonten, dass sie immer eine kritische Perspektive auf Ungleichheit 
verfolgen würden. Ein Fokus lediglich auf Inklusion – Stichwort „öffentlicher Raum 
für alle“ – würde automatisch exkludieren, da Formen der Diskriminierung und des 
Ausschlusses dabei verloren gingen.

In der Praxis ist es oftmals sehr schwierig, öffentliche Räume so zu planen, 
dass sie für alle offen, zugänglich und attraktiv sind. In unseren Erhebungen wurde 
wiederholt darauf hingewiesen, dass nicht alle Nutzungen miteinander vereinbar sein 
können und müssen und es daher verschiedene Orte für unterschiedliche Personen 
und Aktivitäten braucht. Das bedeutet auch, dass es sogar nachteilig sein kann, bei der 
Planung einen Anspruch auf für alle offene und zugängliche Räume unhinterfragt zu 
verfolgen. Auch wenn öffentlicher Raum per definitionem für alle zugänglich ist, ist 
eine zielgruppenspezifische Planung unerlässlich, um der Diversität der Bedürfnisse 
der vielfältigen Nutzer*innengruppen gerecht zu werden. Wenn versucht wird, durch 
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„neutrale“ Planung die gesamte Stadtbevölkerung anzusprechen, werden gesellschaft-
liche Macht- und Ungleichheitsverhältnisse missachtet, die ausschlaggebend dafür 
sind, wer schließlich Zugang zum öffentlichen Raum hat. Außerdem hat Planung eine 
zeitliche Veränderungskomponente: Nutzungen von Räumen können sich mit der Zeit 
ändern.

Nutzungskonflikte aufgrund vielfältiger Anforderungen und Bedürfnisse im 
Hinblick auf den öffentlichen Raum werden durch Nutzungsdruck und die stark wach-
sende Stadt zusätzlich verstärkt. In der Praxis bedeutet das, dass Nutzungsbedürfnisse, 
die zueinander in Konflikt stehen oder einander widersprechen, vonseiten der Planung 
priorisiert werden müssen. Dies ist nicht nur im Hinblick auf wachsende soziale 
Ungleichheiten von Bedeutung, sondern auch in Bezug auf die Kommerzialisierung 
und die gewinnorientierte Nutzung des öffentlichen Raums (Hammer & Wittrich 2019; 
Kirsch-Soriano da Silva & Stoik 2023). Dabei stehen insbesondere das Aushalten 
von Ambivalenzen und Widersprüchen sowie die Sichtbarkeit von Sucht, Armut und 
sozialen Ungleichheiten im öffentlichen Raum im Widerspruch zur Attraktivierung von 
Städten für Tourismus und als Wirtschaftsstandorte.

In diesem Zusammenhang wurde wiederholt urbane Kompetenz als eine wichtige 
Fähigkeit angesprochen, um das Leben in einer Großstadt zu navigieren. Sie beschreibt 
das Vermögen von Stadtbewohner*innen, mit Herausforderungen, Widersprüchen und 
dem Stress des urbanen Lebens umgehen zu können. Sie ist „im Wesentlichen als Hand-
lungskompetenz zu verstehen, die es ermöglicht, in typisch urbanen Situationen im 
Umgang mit dem Fremden handlungsfähig zu sein“ (Schönig 2016, p. 170). Dem liegt 
ein Verständnis von Stadt zugrunde, dass diese „durch ein dichtes Nebeneinander unter-
schiedlicher Milieus gekennzeichnet ist“ (ebd. p. 171) und das ethnische und soziale 
Diversität in einer Großstadt als Qualität begreift.

Welche Voraussetzungen sind notwendig, um urbane Handlungsfähigkeit entwi-
ckeln zu können? Urbane Kompetenz zu erlernen ist nicht lediglich eine individu-
elle Verantwortung, sondern es müssen Strukturen geschaffen werden, um die urbane 
Kompetenz der Bürger*innen zu stärken, wie etwa Möglichkeiten zur Mitsprache und 
Beteiligung in städtischen Entwicklungs- und Gestaltungsprozessen. Dies ist nicht 
zuletzt auch für die soziale Arbeit im öffentlichen Raum wichtig (s. auch Glasauer o. J.;  
Laimer 2014). Urbane Kompetenz bedeutet jedoch auch, ein Bewusstsein für andere 
Lebenswelten zu entwickeln und beispielsweise eine rassismus- sowie sexismuskri-
tische Haltung einzunehmen und sich mit eigenen Vorurteilen auseinanderzusetzen. 
Im Sinne der urbanen Kompetenz müssten auch Jugendliche die Fähigkeit entwi-
ckeln, Armut und Drogenkonsum als Phänomene wahrzunehmen, die zu einer Stadt 
gehören. Gleichzeitig gehören Jugendliche ebenfalls einer Gruppe an, die üblicher-
weise aufgrund ihrer Assoziation mit Lärm, Vandalismus und Müßiggang einfach nicht 
gern im öffentlichen Raum gesehen wird (s. z.B. Schreiber 2005). Letztlich stellt sich 
die Frage, wer definieren darf, wie öffentliche Räume und Plätze aussehen und genutzt 
werden sollen. Wenn der öffentliche Raum als für alle zugänglich begriffen wird, als 
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Ort, wo niemand von der Nutzung ausgeschlossen werden soll, muss es verschiedenste 
Bereiche geben, die unterschiedlich aussehen (dürfen) und die Platz für unterschied-
liche Nutzungsbedürfnisse bieten.

Mehrere Expert*innen wiesen darauf hin, dass öffentlicher Raum für all jene 
verfügbar sein sollte, die besonders darauf angewiesen sind, wie etwa Personen, die 
von Armut betroffen sind oder in kleinen Wohnungen leben. In der Praxis stehen einige 
Maßnahmen im Widerspruch zu diesem Anspruch, wonach der öffentliche Raum ein 
Raum für schutzbedürftige und/oder marginalisierte Menschen ist. Es besteht somit 
ein ständiger Konflikt zwischen politischen Entscheidungsträger*innen (auf Bezirks-
ebene, aber auch auf Stadtebene), Verwaltungsstellen und Praktiker*innen in Bezug auf 
Maßnahmen und Ansätze, die nicht nur mit der institutionellen Einbettung und dem 
Mandat der einzelnen Organisationen und Personen zusammenhängen, sondern auch in 
Verbindung mit unterschiedlichen Zielgruppen und Zielvorstellungen stehen.

Subjektive (Un-)Sicherheit, Angst und Kriminalitätsfurcht sind mittlerweile fixe 
Bestandteile der Governance des öffentlichen Raums. Die Stadtplanerin Leonie Sander- 
cock spricht von der politischen Ökonomie der städtischen Ängste (2003, p. 108). 
„Umkämpfte“ öffentliche Räume werden in Medien und Politik als problematisch 
diskutiert. Gerade das subjektive Sicherheitsgefühl „als neue gesellschaftliche Größe“ 
(Schmincke 2009, p. 58) ist auch in Wahlkämpfen ein beliebtes Thema. Der Einblick 
in unsere empirischen Analysen hat deutlich gemacht, dass sich in der Sicherheitsde-
batte mehrere Themenfelder überlagern. Konservative Kräfte antworten auf die kollek-
tive Wahrnehmung von mangelnder Sicherheit und Kriminalitätsfurcht mit verstärkter 
Kontrolle, Überwachung und institutionalisierter Repression – die verloren geglaubte 
Sicherheit soll dadurch wiederhergestellt werden (Kern 2014; Lopes De Souza 2010). 
Dies ist insbesondere bei öffentlichen Räumen wie dem Reumannplatz herausfordernd, 
wo sich sicherheitsrelevante Vorfälle, subjektives Unsicherheitsempfinden bestimmter 
Gruppen und Prozesse der Politisierung und Stigmatisierung überlagern.

Privatisierung, Kommodifizierung und Kommerzialisierung führen zudem dazu, 
dass Räume in Bezug auf Ästhetik und Funktion angeglichen werden: „Unerwünschte 
Aspekte städtischen Lebens werden durch die Ästhetisierung der gebauten Umwelt 
ausgeblendet, während ein gewünschtes Bild von Stadt inszeniert wird“ (Lauen 
2011, p. 330). Architektur leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Ermögli-
chung sozialer Kontrolle bis hin zur Disziplinierung (ebd.). Während Exklusion und 
Verdrängung überall Thema sind, gibt es Orte, an denen diese Prozesse stärker sichtbar 
werden. Durch ein Gleichsetzen von Sicherheit im öffentlichen Raum mit Sauberkeit 
und Ordnung wird oft ein reduziertes Verständnis von Sicherheit geschaffen, das nur 
bestimmte Normen und ästhetische Vorstellungen berücksichtigt und dabei andere 
soziale Realitäten und Bedürfnisse ausblendet. Sogenannte Angsträume werden auch 
durch Planungsfehler verursacht, in der Praxis wird die Wahrnehmung eines Ortes als 
verwahrlost und verschmutzt auf die Personen projiziert, die sich dort aufhalten. Es 
werden kaum tatsächliche Bedrohungen geortet, und sogenannte Disorder-Phänomene 
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– wie Verschmutzung oder Betteln – stellen häufig keine strafrechtlich relevanten Hand-
lungen dar, werden aber trotzdem zunehmend sanktioniert. Versuche, das subjektive 
Sicherheitsgefühl der urbanen Bevölkerung zu steigern, setzen bei Veränderungen der 
bebauten Umwelt an und fokussieren damit lediglich auf die Symptome von Unsicher-
heiten. Durch die Verknüpfung von Armut und Gefahr werden Planungsschritte einge-
leitet, die schließlich zur Verdrängung der marginalisierten Gruppen führen (Koskela & 
Pain 2000; Ruhne 2011; Wehrheim 2006).

Auch der Einsatz von Videoüberwachung und dessen Auswirkung auf Kriminali-
tätsraten sind wissenschaftlich umstritten (Belina 2006; Heger 2010; Luedtke 2010; 
Schreiber 2005). Fest steht aber, dass durch die Problematisierung bestimmter Orte und 
Nutzer*innengruppen eine Neufokussierung stattfindet: Statt einzelne Straftäter*innen 
in den Blick zu nehmen, werden ganze Gruppen unter Generalverdacht gestellt. Devi-
antes Verhalten wird als potenziell strafrechtlich relevant angenommen und ist damit 
schon zu ahnden, bevor es überhaupt zu einem Verstoß kommt. Dies führt schließlich 
zur weiteren Stigmatisierung bereits gesellschaftlich marginalisierter Gruppen sowie zur 
Verfestigung bestimmter Normvorstellungen (Kern 2014; Litscher 2011; Schreiber 
2005). An semi-öffentlichen Orten wie Bahnhöfen können zudem durch Hausord-
nungen zusätzliche räumliche Kontrollstrategien durchgesetzt werden, die unlieb-
same Nutzungen untersagen und verdrängen (Jawad & Stiegler 2018; Termeer 2010; 
Wehrheim 2004). Der Effekt dieser Kontrolltechniken ist nicht die Anpassung an die 
erwünschten Nutzungsformen gemäß der Normvorstellung, sondern eine Verdrängung 
der unliebsamen Nutzer*innen – mitunter an Orte mit weniger Infrastruktur, weniger 
Ressourcen und insgesamt schlechteren Bedingungen.

Kritische Perspektiven sehen den übermäßigen Gebrauch des Themas Sicherheit 
in öffentlichen Diskussionen als Spiegelbild der neoliberalen Stadtpolitik und versuchen 
im Gegensatz dazu, sowohl objektive als auch ideologische Ursprünge der verbreiteten 
Angst anzusprechen. Ausgegangen wird dabei immer von dem Prinzip, dass Freiheit 
und demokratische Rechte – zum Beispiel durch Platzverbote – nicht für Sicherheit 
aufgegeben werden dürfen (Liepold 2021; Lopes De Souza 2010; Mattissek 2005). 
Das Suggerieren einer ständigen Bedrohungssituation und ein gewisser Alarmismus 
führen einerseits zur Einschränkung von Freiheiten von Bürger*innen, insbesondere 
von Aktivist*innen sowie prekarisierten und marginalisierten Personen. Andererseits 
zeigt der Ausbau der Rolle der sozialen Arbeit und von Projekten wie den Fair-Play-
Teams die Notwendigkeit der Stärkung marginalisierter und artikulationsschwächerer 
Personen und Gruppen (Kirsch-Soriano da Silva & Stoik 2023).

Unsere Analyse verdeutlicht die stark unterschiedlichen Wahrnehmungen Jugend-
lichen und der Stakeholder*innen hinsichtlich des Reumannplatzes. Während die 
Jugendliche eher die medial dominanten Narrative über den Platz vertreten, sehen die 
Stakeholder*innen den Raum aus der Perspektive ihrer jeweiligen Zielgruppen, was zu 
divergierenden Einschätzungen führt. Für viele Jugendliche wird spürbar, dass sie bei 
wichtigen Anliegen wie Klimathemen, mentaler Gesundheit und politischer Repräsen-
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tation nicht ausreichend wahrgenommen oder ernst genommen werden. Darüber hinaus 
sind sie selbst von der Erfahrung betroffen, im öffentlichen Raum verdrängt zu werden. 
Insgesamt werden Jugendliche oft als störend wahrgenommen, und ihre Aneignungs-
prozesse im öffentlichen Raum stellen häufig einen potenziellen Interessenkonflikt 
dar. Während Kinder im städtischen Raum sowohl als gefährdet als auch als störend 
wahrgenommen werden, gilt die Anwesenheit Jugendlicher eher als Belästigung, vor 
allem wenn sie in Gruppen auftreten. Verhaltensweisen wie „Herumlungern“, die unter 
anderem Jugendlichen zugeschrieben werden, werden als sozial unverträglich erachtet 
und sind Ziel von Verboten (Fuchs & Konstantinidis 2012). Die politischen Erwar-
tungen an die (mobile) Jugendarbeit sind häufig eine sanfte Disziplinierung und eine 
„Zähmung“ der Jugendlichen durch Jugendarbeiter*innen, damit sie sich regelkonform 
verhalten (ebd.).

Durch die pandemiebedingte Isolation in privaten Räumen fielen außerdem urbane 
Aushandlungsräume für Jugendliche weg. Dabei zeigt die Forschung, dass Jugendliche 
den öffentlichen Raum unter anderem auch deshalb brauchen und schätzen, weil sie 
sich dort zumindest eine Zeitlang der Kontrolle durch Erwachsene entziehen können. 
Da sowohl der schulische Alltag als auch viele Freizeitangebote drinnen stattfinden und 
Räume mit Konsumzwang oft eine zu hohe finanzielle Hürde darstellen, ist der öffent-
liche Raum für Jugendliche essenziell: Draußen zu sein, sich abseits des Einflusses von 
Erziehungsbeauftragten und pädagogischem Personal Räume anzueignen, eigene Regeln 
aufzustellen und sich dort austoben zu können, hat einen hohen Stellenwert für das 
Aufwachsen. Jugendliche wünschen sich daher mehr Freiräume (Fuchs & Konstanti-
nidis 2012). Es sind soziale Räume, wo Jugendliche ihre Zugehörigkeit zur Gesellschaft 
verhandeln. Jugendliche sind daher maßgeblich von der zunehmenden Reglementierung 
des öffentlichen Raums und vom allgemein hohen Nutzungsdruck betroffen (Flohé & 
Knopp 2009; Kemper & Bänninger 2012; Luimpöck & Wild 2020; Wehmeyer 2016).

Genauso wenig wie Nutzer*innen des öffentlichen Raums im Allgemeinen 
dieselben Bedürfnisse haben, teilen auch einzelne Gruppen nicht immer dieselben 
Wünsche und Anforderungen an den Raum. Dies zeigt sich unter anderem am Beispiel 
der Reumädchenbühne und des Reumädchenplatzes. Der Beteiligungsprozess, der zur 
Schaffung des Reumädchenplatzes und zur Gestaltung der Reumädchenbühne geführt 
hat, wurde bislang noch nicht evaluiert. Wie ähnliche Projekte zeigen, ist eine Evaluie-
rung der Partizipationsverfahren und ihrer Ergebnisse jedoch entscheidend, um zu über-
prüfen, ob durch die Bühne am Reumannplatz tatsächlich eine verstärkte Raumaneig-
nung und Beteiligung von Mädchen erreicht wurde (vgl. Björnson 2014; Lööv 2015). 
Eine zentrale Fragestellung bleibt zudem, wie Teilhabe langfristig aufrechterhalten 
werden kann und wie ein gerechterer Zugang zum öffentlichen Raum für Mädchen 
gestaltet werden kann. Mädchen sind dabei keine homogene Gruppe mit gleichen 
Bedürfnissen, und Konzepte wie Fußballkäfige für Buben und Bühnen für Mädchen 
perpetuieren geschlechterstereotype Vorstellungen darüber, wie sich diese Gruppen im 
öffentlichen Raum bewegen und welche Ansprüche sie stellen.
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Unsere Analyse hat gezeigt, dass ein intersektionaler Blick unerlässlich ist: 
Jugendliche sind ebenso wenig eine homogene Gruppe wie Frauen. Der Befund, 
dass der Reumannplatz gut funktioniert, weil er durch die Schaffung von Nischen 
die Koexistenz mehrerer Gruppen und Personen ermöglicht, wurde von den teilneh-
menden Schüler*innen nicht bestätigt. Vielmehr berichteten sie einhellig, dass sie sich 
dort unwohl fühlen und den Platz meiden würden. An diesem Punkt ist erst einmal 
unerheblich, ob die empfundene Angst berechtigt ist oder ob es tatsächlich zu einer 
Viktimisierung kommt. Wesentlich ist, dass manche Mädchen und Frauen nicht das 
Gefühl haben, sich am Reumannplatz aufhalten zu können, ohne dass sie jemand 
anstarrt, anspricht oder sich zu ihnen setzt. Es stellt sich die Frage, ob das Unsicher-
heitsempfinden mit dem schwierigeren Zugang zum und der fehlenden Teilhabe im 
öffentlichen Raum zusammenhängt. Die Angst vor Bedrohung hat schließlich funda-
mentale Auswirkungen auf die Nutzung des städtischen Raums. Insbesondere feminis-
tische Stadtforscher*innen kritisieren aber, dass Unsicherheiten im öffentlichen Raum 
beinahe ausschließlich als Problem für Frauen diskutiert werden und über die Ängste 
von Buben und Männern sehr wenig bekannt ist. Durch das beständige Wiederholen 
des Topos der „weiblichen Unsicherheit“ wird viel eher ein stereotypes Bild von der zu 
wenig wehrhaften, ängstlichen Frau im öffentlichen Raum konsolidiert. Zwar beschäf-
tigen sich Stadtplaner*innen und Architekt*innen erst seit Mitte der 1980er-Jahre mit 
sogenannten Frauenfragen, in Sicherheitsdiskursen ist Angst als „weibliche“ Eigen-
schaft jedoch vergleichsweise schnell zentral geworden. Stattdessen wäre es wichtig, 
auch die breiteren gesellschaftlichen Formen von Gewalt – körperlich, symbolisch und 
strukturell – gegen Mädchen und Frauen in den Blick zu nehmen, da sich das Unsi-
cherheitsempfinden im öffentlichen Raum nicht isoliert, sondern im Kontext dieser 
alltäglichen Gewalt- und Ungleichheitserfahrungen formt (Koskela & Pain 2000;  
Kutschinske & Meier 2000; Wastl-Walter 2010).
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Summary
In this research report, Inclusion, Exclusion, and (In)Securities in Public Space: 

Perspectives of Young People and Professionals in Vienna, we present our research 
on public space as a key dimension of social justice and participation, focusing on the 
case of Reumannplatz in Vienna. We compared the perspectives of young users and 
stakeholders who primarily work in public space, such as professionals in the fields 
of social and youth work, administration, and community work. The study was part of 
the Horizon 2020 project D.Rad – De-Radicalization in Europe and Beyond: Detect, 
Resolve, Re-integrate (2020–2024). Within the broader framework of the project, parti-
cular emphasis was placed on spatial processes of (de)radicalization and social polari-
zation in urban contexts. The report understands public space as a key site where belon-
ging, participation, and exclusion are negotiated, exploring what it means when public 
space becomes a scarce and contested resource. The empirical study combines expert 
interviews and an interactive workshop with professionals working in urban planning, 
administration, and social services and an interactive workshop with young persons 
living in Vienna. This workshop was designed to amplify the voices of young people – 
voices that are often overlooked in discussions about public space and urban security.

As a rapidly growing and diverse metropolis, Vienna offers an insightful context 
to examine how urban societies manage inclusion and social cohesion under increasing 
pressure. Over the past decade, the city’s population has grown by roughly 300,000 
people, intensifying demands on housing, infrastructure, and recreational areas. Public 
spaces – parks, squares, and streets – play a central role in shaping social life and coexis-
tence. In theory, they are open and accessible to all; in practice, however, mechanisms 
of control, privatization, and regulation increasingly restrict access and influence who 
feels welcome or excluded. Economic resources, social norms, and perceptions of safety 
shape how different groups can use these spaces. A central part of the study focuses on 
Reumannplatz in Vienna’s tenth district, Favoriten. This densely populated neighbor-
hood, home to many residents with migration backgrounds and lower incomes, has been 
subject to public debates about safety and social problems. Recently, Reumannplatz has 
been redesigned, including traffic calming, and has become an even more important 
local meeting point that accommodates diverse uses and users. While these changes 
have created new spaces for social interaction and inclusion, they also have intensified 
use conflicts and perceptions of insecurity among different groups.

Our analysis indicates that perceptions of safety are shaped by multiple factors, 
including social encounters, cleanliness, noise, and the visible presence of certain groups. 
While the young people – especially girls – expressed discomfort and a desire for a 
stronger police presence, the research participants from the group of stakeholders ques-
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tioned whether security measures and prohibitions actually make spaces safer or instead 
displace problems elsewhere. For instance, an alcohol ban at neighboring Keplerplatz 
led some groups to relocate to Reumannplatz rather than change their behavior, illustra-
ting how security policies can have unintended consequences. Stakeholders and experts 
criticized that the effects of such policies often result in displacement and further margi-
nalize already vulnerable groups. In the interviews and the interactive workshop, they 
mainly spoke about groups who face discrimination or marginalization in public space 
– such as people experiencing homelessness, those with substance use issues, or ethnic 
minorities. The young participants, in contrast, focused on their personal experiences: 
They described feeling unwelcome or unsafe in certain parks or squares, even when no 
concrete danger was present. They reported that they often preferred commercial spaces 
like cafés or shopping streets, where they felt more comfortable and could meet with 
friends, even though such places are not accessible to everyone.

Overall, the findings reveal that urban security is not simply a matter of crime 
prevention but a deeply social and political issue. Feelings of (in)security emerge from 
experiences of visibility, belonging, and recognition. Public spaces serve as vital arenas 
for inclusion but also as mirrors of social inequality. When access is restricted – whether 
through regulation, privatization, or social stigma – the democratic and integrative 
potential of the city is weakened. At the same time, public and media discourses tend 
to label certain people – based on their appearance, gender, or background – as proble-
matic or threatening. Such processes further reinforce social divisions and undermine 
trust and solidarity in shared spaces.

The study highlights that public spaces are crucial arenas where social cohesion 
and fragmentation become visible and are negotiated. Mechanisms of exclusion and 
displacement are complex and often intertwined with the efforts of marginalized groups 
to claim space and participate in society. Security policies and political discourses, 
while aiming to increase safety, can unintentionally reinforce inequalities and stigma-
tize vulnerable populations. Therefore, strengthening inclusion and urban competence 
– understood as the capacity of society to deal with diversity and urban challenges – is 
essential for social cohesion and democracy building. Our research thus calls for an 
understanding of public space as a key dimension of social justice and participation. 
Inclusive design, participatory planning, and opportunities for interaction across diverse 
groups are essential for fostering urban cohesion. Creating safer and more welcoming 
environments requires not only physical interventions but also a commitment to addres-
sing underlying social inequalities. Vienna’s case shows both the challenges and the 
possibilities of maintaining public spaces as places of encounter, diversity, and shared 
urban life. Public space cannot solve all inequalities, but it remains one of the few 
environments where encounters, dialogue, and mutual understanding between different 
groups can take place.
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